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Sehr geehrte Mitbürgerinnen und Mitbürger,

in meiner Regierungserklärung am 15. November 2007 zum Amts-
antritt als Bayerischer Ministerpräsident habe ich die Durchführung 
eines Bürgergutachtens zur Zukunft Bayerns angekündigt. 

Ich wollte damit erreichen, dass sich die Bürgerinnen und Bürger in 
unserem Land ganz unmittelbar in die Entwicklung der Zielsetzungen 
und Maßnahmen der Bayerischen Staatsregierung für die nächste Le-
gislaturperiode einbringen können. Denn gute Politik muss nicht nur 
führen, geleitet von klaren Werten und politischen Überzeugungen 
und gestützt auf die Fachkompetenz der staatlichen Verwaltung sowie 
den Rat externer Experten, sondern sie muss immer wissen: Was den-
ken die Bürgerinnen und Bürger? Schließlich ist es ihre Heimat und 
ihre Zukunft, die wir gestalten. 

Dabei geht es um viel mehr als die von politischen Tagesereignissen 
geprägte demoskopische Momentaufnahme oder die mehr oder weni-
ger vernehmbar vorgetragenen Positionen von Interessengruppen. Das 
Bürgergutachten bietet ein Verfahren, die Überzeugungen und den 
Sachverstand eines nach dem Zufallsprinzip ausgewählten und damit 
weitgehend repräsentativen Querschnitts der Bevölkerung zur Geltung 
zu bringen. Es kann damit einen wichtigen Beitrag zu einer bürger-
nahen, sachlichen und ausgewogenen Politik für eine gute Zukunft 
unserer bayerischen Heimat leisten.

Das Bürgergutachten liegt nun vor und wird in die Politik der Staats-
regierung einfließen. Ich danke der Gesellschaft für Bürgergutachten 
und vor allem natürlich den Bürgerinnen und Bürgern, die ehrenamt-
lich und mit viel persönlichem Einsatz für unser aller Zukunft gear-
beitet haben, für „Unser Bayern – Chancen für alle“.

Dr. Günther Beckstein
Bayerischer Ministerpräsident

Geleitwort
von Ministerpräsident Dr. Günther Beckstein
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Noch nie zuvor hat die Regierung eines Landes ein Bürgerbeteili-
gungsverfahren in Auftrag gegeben, das die gesamte Landespolitik  
auf eine Sicht von fünf bis zehn Jahren zum Thema hat. Mit dem  
Bürgergutachten Unser Bayern – Chancen für alle ist die Bayerische 
Staatsregierung ein Pionier der Entwicklung.

Ein Bürgergutachten ist besonders geeignet, solche abstrakten Fra-
gestellungen zu bearbeiten. Die Zufallsauswahl der Teilnehmer, die 
mehrtägige Arbeit, das gegliederte Arbeitsprogramm, die Unterstüt-
zung durch Experten-Referate ermöglichen es den Bürgern, auch kom-
plexe Zusammenhänge in kurzer Zeit zu überschauen und sinnvolle 
Vorschläge zu machen. Hier kann das Verfahren seine Vorteile gegen-
über den bekannten Meinungsumfragen voll ins Spiel bringen. Die 
Meinungen und Empfehlungen des Bürgers werden gehört, er sieht, 
was er am Ende der drei Tage geleistet hat. 

Die Bürgergutachter können zu Recht stolz sein auf ihre Arbeit. Sie ha-
ben sich mit allen grundlegenden Themen der bayerischen Landespo-
litik beschäftigt, sie haben es sich nicht leicht gemacht mit ihren Vor-
schlägen und Forderungen. Entstanden ist ein Bürgergutachten, das 
die Beachtung der Politik verdient, über die Landesgrenzen hinaus.
Dieses Bürgergutachten ist ein neuer Weg des Dialogs zwischen Poli-
tik und Bürgern, eine Weiterentwicklung der Demokratie. Es erfüllt 
damit selbst schon eine Forderung der Bürger und den Anspruch der 
Staatsregierung an ihre Arbeit: den Zusammenhalt der Gesellschaft zu 
verbessern. 

Unter großem Zeitdruck haben die Bürger und die Fachreferenten sich 
intensiv engagiert. Zählt man allein die Arbeitsstunden der Bürger-
gutachter zusammen, so kommt man auf über 5 000 Stunden, das sind 
fast drei Jahre eines Vollzeit-Arbeitnehmers. Sie haben das ehrenamt-
lich geleistet, nur eine eher symbolische Aufwandsentschädigung wur-
de ihnen ausgezahlt. Herzlichen Dank an alle, die mitgemacht haben!
Experten, Moderatoren, Tagungsassistenten, Organisatoren und Mit-
arbeiter von Behörden haben weitere wichtige Arbeit in dieses Bürger-
gutachten gesteckt. Auch ihnen allen herzlichen Dank!

Dr. Hilmar Sturm und Dr. Christian Weilmeier
Gesellschaft für Bürgergutachten

Vorwort
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Auf dieser Doppelseite sind zur schnellen Übersicht die jeweils drei  
Empfehlungen der Bürgergutachter dargestellt, die in einer Arbeits- 
einheit das größte Gewicht erhalten haben. Zu jedem Thema sind 
die Arbeitseinheit (AE) und die Seite angegeben, wo die genauen  
Ergebnisse zu finden sind. 

Ergebnisse der thematischen  
Arbeitseinheiten

Wo steht Bayern?
1. Tradition
2. Wirtschaftskraft
3. Sicheres Land
mehr → AE 1 a, Seite 44

Zukunftsentwicklungen
1. Bildung und Erziehung
2. Bevölkerungsentwicklung  
    und Migration
3. Sicherung des Wirtschafts- 
    standortes
mehr → AE 1 b, Seite 46

Bevölkerungsentwicklung
1.	 Generationenübergreifendes 

Zusammenleben und -arbeiten
2.	Familien und Kinder unter-

stützen und wertschätzen
3.	Förderung von Wohnungsbau 

und Wirtschaftsansiedlungen,     
mehr Arbeitsplätze

mehr → AE 2, Seite 48

Familie und Kinder
1.	 Mehr wirtschaftliche Anreize 

für Familien
2.	Aufwertung der Erziehungs- 

und Familienarbeit
3.	Kinderfreundliche Umwelt
mehr → AE 3, Seite 50

Kurzübersicht der Ergebnisse

Das Endergebnis:

Die wichtigsten Handlungsfelder für die bayerische  
Landespolitik der Zukunft

1. Bildung, Erziehung
2. Arbeit, Wohlstand, Wirtschaft
3. Familie und Kinder
4. Regionale Entwicklung und Förderung ländlicher  
    und Grenzräume

Die wichtigsten Maßnahmen für diese Handlungsfelder

Bildung, Erziehung
1. Ganztagsschulen/-betreuung
2. Kostenlose Bildung für alle
3. Verpflichtendes Vorschuljahr für alle

Arbeit, Wohlstand, Wirtschaft
1. Mittelstand und kleinere Firmen stärken
2. Forschung und Entwicklung
3. »Marshall-Plan« für die strukturschwachen Regionen Bayerns

Familie und Kinder
1. Familienförderung, Familien stärken und schützen
2. Ausbildungs- und Studienplätze, Chancengleichheit 
    in der Bildung
3. Büros für neue Projekte, in denen die einzelnen Institutionen  
    zusammenarbeiten

Regionale Entwicklung und Förderung von ländlichen  
und Grenzräumen
1. Erhaltung und Ausbau der Infrastruktur (Verkehrswege)
2. Deutlich stärkere Wirtschaftsförderung als an den  
    Entwicklungsachsen
3. Eigenheimzulage, Altbausanierung, Wohnungsbau

mehr → AE 12, Seite 80
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Bildungswesen
1.	 Kleinere Klassen
2.	Kompetentere und motivierte-

re Lehrer
3.	Lehrpläne entschlacken und 

modernisieren
mehr → AE 4 a, Seite 52

Weniger Druck in der  
4. Grundschulklasse durch
1.	 späteren Übertritt in weiter-

führende Schulen
2.	Förderung von Lernschwachen
3.	Kooperation Schule/Eltern ver-

bessern mit mehr Information
mehr → AE 4 b, Seite 53

Lebensstandard in Bayern 
(Wirtschaft)
1.	 Wirtschaft fördern
2.	Bewusstsein für eine gerechtere 

Gesellschaft, gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit

3.	Bildung und Forschung stärken
mehr → AE 5 a, Seite 56

Bessere wirtschaftliche  
Perspektiven für alle
1.	 Staat soll aktiv wirtschaftliche 

Entwicklung fördern
2.	Bildung und Ausbildung  

verbessern
3.	Mehr soziale Gerechtigkeit 

schaffen
mehr → AE 5 b, Seite 57

Stadt und Land
1.	 Verbesserung der Infrastruktur 

(Verkehr, Information), dabei 
Ökologie beachten

2.	Ländlichen Raum für Betriebe 
und Arbeitnehmer interessan-
ter machen

3.	Stärken des ländlichen Raums 
betonen und nutzen  
(z. B. Tourismus)

mehr → AE 6, Seite 58

Umwelt
1.	 Energiefragen (Sparen, erneu-

erbare Energien einsetzen und 
erforschen)

2.	Verkehr (öffentlichen Verkehr 
ausbauen, umweltfreundlichere 
Autos, Güter auf die Schiene)

3.	 Industrie stärker in die Verant-
wortung nehmen

mehr → AE 7 a, Seite 60

Energieversorgung
1.	 Einsatz erneuerbarer Energien
2.	Verlängerung der Laufzeit be-

stehender sicherer Kernkraft-
werke

3.	Forschung, um neue Energie-
quellen zu nutzen

mehr → AE 7 b, Seite 63

Offene Arbeitseinheit:  
selbstgewählte Themen
1.	 Gesundheit
2.	Politik, Politiker und  

politische Kultur
3.	Steuern und Abgaben
mehr → AE 8, Seite 64

Bürgergutachten „Unser Bayern – Chancen für alle“: Kurzübersicht der Ergebnisse

Innere Sicherheit
1.	 Positive Präsenz der Polizei
2.	Vorbeugung
3.	Mehr Aufklärung
mehr → AE 9 a, Seite 69

Bürgerrechte: Grenzen  
staatlicher Eingriffe
1.	 Strenge klare Grenzen, richter-

licher Beschluss nötig
2.	Privatbereich nur in außerge-

wöhnlichen Fällen überwachen
3.	Schutz der Persönlichkeitsrech-

te, Privatsphäre wahren
mehr → AE 9 b, Seite 70

Gesellschaftlicher  
Zusammenhalt:
Herausforderungen
1.	 Integration ausländischer  

Mitbürger
2.	Integration aller, allgemein
3.	Schere Arm/Reich
mehr → AE 10, Seite 74

Staatsfinanzen
Zum Prinzip „nicht mehr ausge-
ben als eingenommen wird“:  
86 % ja – 14 % nein
mehr → AE 11, Seite 79
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Gemeinsam für  
Bayerns Zukunft

In seiner Regierungserklärung 
am 15. November 2007 hat Bay-
erns Ministerpräsident Dr. Gün-
ther Beckstein die Durchführung 
eines Bürgergutachtens angekün-
digt.

Dieses Bürgergutachten „Unser 
Bayern – Chancen für alle“ haben 
Einwohnerinnen und Einwohner 
Bayerns, die durch ein Zufalls-
verfahren ausgewählt wurden, in 
einem dreitägigen moderierten 
Arbeitsverfahren erarbeitet:  Ziel-
vorstellungen und Lösungsvor-
schläge für ein breites Spektrum 
von Themen der künftigen baye-
rischen Landespolitik sind sein 
Inhalt.

Auf diese Weise sollten erstmals 
Bürgerinnen und Bürger in Bay-
ern die Gelegenheit bekommen, 
über eine bloße Umfrage hinaus 
sich mehrere Tage, mit Experten-
Unterstützung, Gedanken über 
die Zukunft Bayerns zu machen. 
Dies ist auch das erste Mal, dass 
mit einem solchen Verfahren 
Bürger zur generellen zukünfti-
gen Entwicklung der Politik eines 
Landes befragt wurden.

Das Verfahren
Bürgergutachten – was ist das?

Das Bürgergutachten ist ein Ver-
fahren, das davon ausgeht und 
gleichzeitig belegt, dass jeder Bür-
ger an der Lösung eines Problems 
mitarbeiten kann. Dazu werden 
ihm Informationen, eine Struktur 

und Zeit gegeben. Jeder bringt 
aus seinem Leben und seiner Ar-
beit Erfahrungen und Kenntnisse 
mit, die in ihrer Unmittelbarkeit 
und Vielfalt der Sichtweisen kein 
Experte haben kann. 

Ein Bürgergutachten wird von 
Menschen gemacht, die in einem 
Zufallsverfahren aus den Ein-
wohnerregistern der Gemeinden 
ausgewählt werden. Jeder Ein-
wohner ab 16 Jahren kann gezo-
gen werden. Niemand kann sich 
freiwillig melden. Nur das Los 
bestimmt, wer mitmachen darf. 
Dadurch ist gewährleistet, dass 
alle Schichten und Gruppen des 
Volkes gut vertreten sind. 

Das Verfahren:
Thema, Vorgehensweise, Organisation, Mitwirkende
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Die Teilnehmer werden in Ar-
beitsgruppen zu etwa 25 Personen 
tätig. Diese Gruppengröße hat 
sich als gut zu organisieren erwie-
sen; sie umfasst genügend unter-
schiedliche Menschen.

Damit möglichst viele Personen 
der Einladung zur Mitarbeit am 
Bürgergutachten folgen können, 
unterstützt sie ein Projektbüro 
vor Ort bei der Organisation von 
Kinderbetreuung, Bildung von 
Fahrgemeinschaften, Freistellung 
vom Arbeitsplatz und vielen an-
deren Fragen.

Diese ganz verschiedenen Men-
schen, die sich vorher in fast 
allen Fällen nicht gekannt ha-
ben, arbeiten dann drei ganze 
Arbeitstage lang intensiv an der 
Aufgabe, die der Auftraggeber 
ihnen stellt. In drei Tagen können 
viele Informationen gesammelt, 
bewertet und durchdacht werden; 

Meinungen können gebildet und 
umgebildet werden. 

Die Bürger arbeiten nach einem 
festen, gründlich vorbereiteten 
Arbeitsprogramm. Es sieht etwa 
alle eineinhalb Stunden eine neue 
Arbeitseinheit vor. So wird das 
Thema in seinen einzelnen As-
pekten behandelt, und so kann 
sofort zu Beginn der Tagung mit 
der inhaltlichen Arbeit begonnen 
werden. 

Den Arbeitscharakter des Bürger-
gutachtens betont auch die Tatsa-
che, dass die Bürgergutachter für 
ihre Mitarbeit eine Aufwandsent-
schädigung von 100 Euro erhal-
ten, die signalisiert, dass es sich 
um echte, ernsthafte Arbeit han-
delt, die dem Auftraggeber – dem 
Staat – auch Geld wert ist.
 
In diesen drei Tagen erhalten die 
Bürger eine Fülle von Informa-

tionen. Dazu werden Referenten 
eingeladen, die entweder als 
neutrale Wissenschaftler oder als 
besonders gut informierte Prakti-
ker bekannt sind. Diese tragen in 
kurzen Vorträgen als Einführung 
wesentliche Informationen zu 
dem jeweiligen Thema vor. Auch 
Interessenvertreter können einge-
laden werden, um ihre Sichtweise 
darzustellen. Den Bürgern ist 
dabei immer bewusst, dass es sich 
um die Sichtweise bestimmter 
wissenschaftlicher Ansätze oder 
Interessengruppen handelt. Des-
halb werden, wo es zweckmäßig 
erscheint, auch zwei oder sogar 
mehr Referenten eingeladen. Die 
Referate dienen als Impuls für die 
Diskussion der Bürger. Die Refe-
renten stehen für sachliche Fra-
gen zur Verfügung; es gibt aber 
keine Diskussion im Plenum. 

Besprochen und diskutiert wer-
den die Probleme ausschließlich 

»Gemeinsam für Bayerns Zukunft heißt:  
die Bürger am politischen Prozess beteiligen

Vielfach wird Politikverdrossenheit und eine Teilung der Gesell-
schaft in „die da oben“ und „die da unten“ beklagt. Deshalb möchte 
ich die Bürger am politischen Entscheidungsprozess beteiligen. Ich 
werde daher ein Bürgergutachten auf den Weg bringen, damit die 
Meinung der Bürger genauso in politische Entscheidungen über 
Zukunftsfragen Bayerns einfließen kann wie die Meinung von  

Politikern, Wissenschaftlern und anderen Experten.
…

Es kommt auf jeden und jede an, also auf alle.  
Gemeinsam für Bayerns Zukunft.«

Aus der Regierungserklärung des Bayerischen Ministerpräsidenten Dr. Günther Beckstein 

vor dem Bayerischen Landtag am 15. November 2007
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in der Kleingruppe. Eine solche 
Kleingruppe besteht meistens 
aus fünf Bürgergutachtern. Sie 
besprechen ohne Aufsicht und 
Moderation das Thema und be-
arbeiten die Teilaufgabe. Das 
heißt im Regelfall, dass sie ihre 
Empfehlungen sammeln und die 
wichtigsten davon im Plenum 
vorstellen. In jeder Arbeitsein-
heit werden alle Kleingruppen 
nach dem Zufallsverfahren neu 
zusammengesetzt. Dadurch wird 
vermieden, dass Einzelne zu 
Meinungsführern werden, und es 
wird erreicht, dass fast jeder mit 
jedem einmal zusammenkommt. 
Alle Sichtweisen und Lebenser-
fahrungen werden also nicht nur 
zusammengezählt, sondern aus-
getauscht; man lernt voneinander. 

Im Plenum – der Arbeitsgrup-
pe – werden die Ergebnisse vor-
gestellt und gesammelt. Dann 
erhält jeder einzelne Teilnehmer 
nochmals die Möglichkeit, die 
Empfehlungen zu sichten und zu 
bewerten. 

In dem Verfahren werden auf der 
Grundlage vielfältiger Informa-
tionen und ausgetauschter Be-
rufs- und Lebenserfahrung sowie 
begründeter Haltungen Lösungs-
vorschläge entwickelt, ausgewählt 
und zusätzlich gewichtet. Schritt-
weise werden verschiedene The-
men erarbeitet, bis am Ende auch 
diese von einem höheren Stand-
punkt aus neu betrachtet und aus 
ihnen ausgewählt oder auf ihnen 
aufgebaut wird. 

Verfahren: Bürgergutachten
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Für den ganzen Ablauf stehen je 
Arbeitsgruppe zwei erfahrene, in-
haltlich neutrale Prozessbeglei-
ter (Moderatoren) zur Verfügung: 
eine Frau und ein Mann. Sie 
führen in die Themen ein, achten 
auf den Zeitplan und sichern den 
organisatorischen Rahmen für 
die Arbeit der Bürgergutachter. 
Zudem steht für alle Fragen und 
Probleme sowie für die Verpfle-
gung ein Tagungsassistent zur 
Verfügung. Bei den verschiede-
nen Arbeitstagungen sind immer 
wieder andere Prozessbegleiter 
tätig. 

Alle Ergebnisse werden fortlau-
fend dokumentiert und gesam-
melt, verdichtet, in die Form von 
Texten und Tabellen gebracht und 
als gedrucktes Bürgergutachten 
veröffentlicht.

Vorher werden die Hauptergeb-
nisse aber noch von je zwei Ver-
tretern jeder Arbeitsgruppe ge-
prüft (Prüfleser).

Das ganze Bürgergutachten ent-
steht nach der Auftragsvergabe 
ohne jede inhaltsverändernde 
Einflussnahme des Auftragge-
bers. Deshalb wird eine unabhän-
gige, neutrale Institution damit 
beauftragt, es zu organisieren, 
vorzubereiten, auszuwerten und 
zu veröffentlichen (sogenannter 
„unabhängiger Durchführungs-
träger“). Diese Institution war bei 
diesem Projekt  die Gesellschaft 
für Bürgergutachten. Sie versteht 
sich als Treuhänder der Bürger 
und des Auftraggebers. Sie ist 

inhaltlich nur den Bürgergut-
achtern verantwortlich. Was das 
Verfahren angeht, ist sie den Bür-
gern, dem Auftraggeber und der 
Öffentlichkeit verpflichtet. 

Die Entscheidung, welche Emp-
fehlungen der Bürgergutachter 
in welcher Form verwirklicht 
werden, trifft der Auftraggeber – 
meistens nicht allein, denn staat-
liche Zuständigkeiten sind auf 
viele Organe verteilt. Das Bürger-
gutachten soll ja auch nicht die 

verfassungsmäßigen Staatsorgane 
und Entscheidungswege ersetzen, 
sondern sie ergänzen, beraten 
und bereichern. Der Auftraggeber 
ist an die Ergebnisse nicht gebun-
den.

Das Verfahren »Bürgergutachten« 
ist in seinen Grundlagen von Pro-
fessor Dr. Peter C. Dienel (* 1923  
† 2006) erfunden worden. Er 
nannte die Arbeitsgruppen eines 
Bürgergutachtens auch »Pla-
nungszellen«. 

Verfahren: Bürgergutachten
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Auftrag und Organisation

Die Bayerische Staatskanzlei hat 
die Gesellschaft für Bürgergut-
achten nach einem Ausschrei-
bungsverfahren damit beauftragt, 
ein Bürgergutachten zur Zukunft 
der bayerischen Landespolitik 
„Unser Bayern – Chancen für 
alle“ zu organisieren und vorzu-
legen.

Es gibt einige Stellungnahmen 
von Experten oder auch Umfra-
gen zu den großen Themen der 
bayerischen Landespolitik. Die 
Stärken der Methode „Bürger-
gutachten“ kommen gerade bei 
einem so komplexen Thema voll 
zum Tragen. 

Verfahren: Auftrag

Im Gegensatz zu einer Umfrage 
denken beim Bürgergutachten 
die befragten Bürger einige Tage 
gründlich über die Fragen nach, 
mit Unterstützung von Experten. 
Dies ermöglicht ein differenzier-
teres und substantielleres Urteil, 
als es zum Beispiel bei einer 
Telefonumfrage möglich ist, die 
naturgemäß schnelle Antworten 
erfordert.
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Das Bürgergutachten wurde von 
Menschen aus ganz Bayern erar-
beitet. Aus den 71 Landkreisen 
und 25 kreisfreien Städten musste 
eine Auswahl getroffen werden, 
weil die Bürgergutachter nicht zu 
lange Anfahrtswege haben soll-
ten. 

Die Bayerische Staatskanzlei 
hat sich dafür entschieden, acht 
Bürgertagungen an acht verschie-
denen Orten in Bayern abhalten 
zu lassen. Alle Regierungsbezirke 
und Regionen Bayerns sollten 
abgedeckt und unterschiedliche 
ökonomische und soziale Struk-
turen berücksichtigt werden. In 
jedem Regierungsbezirk fand eine 
Arbeitstagung statt; in Oberbay-
ern waren es zwei, weil dieser 
Regierungsbezirk mehr als dop-
pelt so groß als der nächstgrößere 
ist (in ihm wohnt etwas mehr als 
ein Drittel aller Einwohner des 
ganzen Freistaates). Die Gebie-
te wurden so ausgewählt, dass 
ländliche und städtische Räume 
verschiedener Art vertreten sind: 
zwei Großstädte (München und 
Erlangen), eine mittelgroße kreis-
freie Stadt (Weiden) und fünf 
Landkreise ganz verschiedenen 
Charakters, von den Alpen bis 
zum Main, in Altbaiern, Franken 
und Schwaben.

In den folgenden Landkreisen 
und Städten haben Bürgerinnen 
und Bürger stellvertretend für 
alle Bayern am Bürgergutachten 
gearbeitet: Landeshauptstadt 
München, Stadt Weiden in der 
Oberpfalz, Landkreis Miltenberg, 
Landkreis Freyung-Grafenau, 

Landkreis Berchtesgadener Land, 
Landkreis Donau-Ries, Land-
kreis Kronach und Stadt Erlan-
gen. (Diese Gebietskörperschaf-
ten sind im nächsten Abschnitt 
genauer beschrieben.)

In jeder dieser acht Städte und 
Landkreise konnten um die 25 
zufällig aus dem Melderegister 
ausgewählte Bürgerinnen und 

Bürger ab 16 Jahren an der jewei-
ligen Tagung teilnehmen.

Die Landratsämter und Stadtver-
waltungen unterstützten das Bür-
gergutachten in vielfältiger Weise. 
Die Anschriften von Bürgerinnen 
und Bürgern wurden im Zufalls-
verfahren aus den Einwohner-
dateien der Gemeinden gezogen; 
die Landratsämter übernahmen 
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die Aufgabe, die Gemeinden 
darum zu bitten und teilweise 
die Adressdateien zu sammeln; 
in den Städten wurde dies vom 
Einwohnermeldeamt oder Statis-
tischen Amt selbst vorgenommen. 
Eingeladen hat dann direkt die 
Gesellschaft für Bürgergutachten. 
Begleitend wurde in der regiona-
len und örtlichen Presse darauf 
hingewiesen, dass das Verfahren 

stattfindet und Einladungen 
verschickt werden, die ernst zu 
nehmen sind. Dabei übernahmen 
die Pressestellen der Ämter den 
Hauptteil der Arbeit.

An jedem dieser Orte, außer 
München, wurde von der Gesell-
schaft für Bürgergutachten ein 
Projektbüro eingerichtet. In Mün-
chen übernahm sie diese Aufgabe 

selbst. Das Projektbüro sammel-
te Zu- und Absagen, stand für 
Fragen und Unterstützung der 
Eingeladenen zur Verfügung, 
organisierte Kinderbetreuung, 
Fahrgemeinschaften und weiteres, 
was es erleichterte, am Bürger-
gutachten mitzuarbeiten. Zudem 
konnte vom Projektbüro aus die 
Tagung vor Ort jeweils vorberei-
tet werden.

Verfahren: Regionen

Stadt/Landkreis Einwohner Fläche 
(km²) 

Einwohner 
je km² 

Planungsregion Regierungsbezirk

Landeshauptstadt 
München 1 294 608 310 4 171 München 

(14) Oberbayern

Stadt Weiden  
in der Oberpfalz 42 496 69 620 Oberpfalz-Nord 

(6) Oberpfalz

Landkreis  
Miltenberg    130 692 716 183 Bayerischer  

Untermain (1) Unterfranken

Landkreis  
Freyung-Grafenau 80 771 948 82 Donau-Wald 

(12) Niederbayern

Landkreis  
Berchtesgadener Land 102 407 840 122 Südostoberbayern 

(18) Oberbayern

Landkreis  
Donau-Ries 130 321 1 275 102 Augsburg 

(9) Schwaben

Landkreis  
Kronach 72 909 652 112 Oberfranken West 

(4) Oberfranken

Stadt Erlangen 103 753 77 1 351 Industrieregion 
Mittelfranken (7) Mittelfranken

Freistaat Bayern 12 492 658 70 552 177 18 7

Statistische Angaben zu den Gebietskörperschaften
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München
Die Landeshauptstadt München 
ist die größte Stadt Bayerns und 
die drittgrößte Stadt Deutsch-
lands. Mit ihrem Umland ist sie 
der Verdichtungsraum in Bayern 
und bildet eine so genannte Me-
tropolregion. Landtag, Staatsre-
gierung, der Bayerische Verfas-
sungsgerichtshof, Bundesfinanz-
hof und weitere hohe Gerichte, 
Bundes- und Landesbehörden ha-
ben in München ihren Sitz. Mün-
chen ist außerdem Bezirkshaupt-
stadt von Oberbayern. Mehrere 
Universitäten, Fachhochschulen 
und andere Bildungseinrichtun-
gen, Museen, Theater und viele 
andere kulturelle Einrichtungen 
prägen die Kulturstadt. München 
ist wohlhabend; wirtschaftlich 
besonders stark ist der Dienstleis-
tungssektor, vor allem die Medi-
enbranche. München ist Sitz von 
Weltkonzernen. Die Einwohner-
zahl der Landeshauptstadt wächst 
seit vielen Jahren.

Weiden in der Oberpfalz
Weiden in der Oberpfalz ist kreis-
freie Stadt. Sie ist umschlossen 
vom Landkreis Neustadt an der 
Waldnaab und liegt als Oberzen-
trum der Region Oberpfalz-Nord 
im Raumtyp „Stadt- und Um-
landbereich im ländlichen Raum“. 
Bekannt ist Weiden überregional 
für sein Porzellan und ein Ver-
sandhaus. Die Glas- und Por-
zellanindustrie ist in den letzten 
Jahren durch Unternehmen des 
Fahrzeugbaus, der Kunststoff-
be- und verarbeitung sowie des 
Bereichs Mikroelektronik ergänzt 
worden. Weiden ist außerdem 
Handels- und Dienstleistungszen-
trum für sein Umland. Die Stadt, 
gegründet 1241 an der Kreuzung 
zweier wichtiger Fernstraßen, 
war schon immer Handelsstadt. 
Sie bietet alle weiterführenden 
Schulen.

Miltenberg
Der Landkreis Miltenberg liegt 
in Unterfranken am bayerischen 
Untermain in der gleichnamigen 
Planungsregion. Er zählt sich 
zur Rhein-Main-Metropolregion 
und ist entsprechend über die 
bayerischen Landesgrenzen 
hinaus in Richtung Frankfurt 
orientiert; er hat lange gemein-
same Grenzen mit Hessen und 
Baden-Württemberg. Touristisch 
wirbt er für sich mit dem Begriff 
„Churfranken“ (da das Gebiet 
teilweise früher zum Kurbistum 
Mainz gehört hat). Mittelzentrum 
und Kreisstadt ist Miltenberg. 
Der Landkreis gehört im Süden 
zum „allgemeinen ländlichen 
Raum“ und im Nordwesten zum 
Verdichtungsraum. Zwischen den 
Naturparks Spessart und Berg-
straße-Odenwald liegt der Main, 
Schifffahrtsweg und Tourismus-
achse. Der Landkreis selber 
beschreibt sich mit den Schlag-
worten „Rotwein, Sandstein und 
High-Tech“. Über die Hälfte der 
Beschäftigten arbeitet im produ-
zierenden Gewerbe.
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Freyung-Grafenau
Im Bayerischen Wald liegt der 
Landkreis Freyung-Grafenau, an 
der Grenze zur Tschechischen 
Republik, in der Planungsregi-
on Donau-Wald  am östlichsten 
Rand Bayerns, nördlich von 
Passau. Die langjährige Lage am 
„Eisernen Vorhang“ wirkt sich 
immer noch aus. Ein Teil des 
Landkreises gehört zum Natio-
nalpark Bayerischer Wald. Der 
Landkreis ist dünn besiedelt, 
über 60 Prozent seiner Fläche 
sind Wald. Wirtschaftlich ist 
der Landkreis mittelständisch 
geprägt. Die traditionelle Glas-
industrie spielt immer noch eine 
Rolle, es gibt aber Betriebe aus 
sehr vielen Branchen. Prägend ist 
der Tourismus, dessen Rückgrat 
die Landschaft mit dem National-
park bildet. In der Landesplanung 
gilt der Landkreis als „ländlicher 
Raum, dessen Entwicklung in be-
sonderem Maße gestärkt werden 
soll“; Freyung und Grafenau sind 
Mittelzentren. 

Berchtesgadener Land
Der Landkreis Berchtesgadener 
Land liegt im Regierungsbezirk 
Oberbayern am südöstlichen 
Ende Bayerns und hat eine sehr 
lange Grenze mit der Republik 
Österreich, genauer mit dem 
Bundesland Salzburg. Mit die-
sem ist es auch in der Euregio 
Salzburg–Berchtesgadener Land–
Traunstein verbunden. Der nörd-
liche Teil liegt im Alpenvorland, 
der südliche Teil ist Alpengebiet, 
die Höhe über Normal Null ist 
zwischen 383 und 2 713 Meter. 
Kreisstadt ist Bad Reichenhall, 
ein Mittelzentrum. Berchtesgaden 
ist das weitere Mittelzentrum im 
Landkreis. Die nächstgelegene 
Großstadt ist Salzburg. Die Bevöl-
kerung des Landkreises wächst 
seit vielen Jahren. Wirtschaftlich 
bedeutend sind der Tourismus 
– berühmt sind die Ramsau und 
der Königssee – und die Land-
wirtschaft sowie die Lebensmit-
telbranche sowie breitgefächerte 
mittelständische Betriebe. Das 
Kreisgebiet gehört jeweils zu Tei-
len zum allgemeinen und zum 
besonders zu entwickelnden 
ländlichen Raum, zum Verdich-
tungsraum (Salzburg) und zum 
Alpengebiet. 

Donau-Ries
Im nördlichen (Bayerisch-) 
Schwaben liegt der Landkreis 
Donau-Ries. Er grenzt an Baden-
Württemberg und Franken. 
Kreisstadt ist das Mittelzentrum 
Donauwörth. Ein weiteres Mittel-
zentrum ist die für ihre Schönheit 
und ihre runde, von einer durch-
gängigen Stadtmauer umgebene 
Form berühmte Stadt Nördlingen 
im Ries. Landschaftlich und kul-
turell ist der Landkreis gemischt 
– von der Donauebene über 
die einzigartige Landschaft des 
Nördlinger Rieses bis zur schwä-
bischen und fränkischen Alb, 
auch kulturell mit altbairischen 
und im Norden auch fränkischen 
Einflüssen. Wirtschaftlich kann 
der Landkreis mit Wohlstand und 
bekannten Unternehmen aufwar-
ten, aus dem Flugzeugbau, der 
Lebensmittelindustrie, dem Han-
del und weiteren Branchen. Die 
Landwirtschaft spielt aber immer 
noch eine große Rolle. Zum größ-
ten Teil wird der Landkreis zum 
ländlichen Teilraum, dessen Ent-
wicklung in besonderem Maße 
gestärkt werden soll, gezählt.
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Kronach
Der Landkreis Kronach liegt 
an der Nordgrenze Bayerns in 
Oberfranken. Einen großen Teil 
des Landkreises nimmt der Fran-
kenwald ein. Bis 1989 war der 
Kreis auf drei Seiten von Grenz-
anlagen der DDR umschlossen. 
Kreisstadt und Mittelzentrum ist 
Kronach. Der Landkreis gehört 
zur ausgedehnten europäischen 
Metropolregion Nürnberg. Auch 
dieser Kreis wird zum ländlichen 
Teilraum, dessen Entwicklung in 
besonderem Maße gestärkt wer-
den soll, gerechnet. Ansässig sind 
Unternehmen der Unterhaltungs- 
und Kommunikationselektronik, 
der Kunststofftechnik, des Ver-
lagswesens und der Glasprodukti-
on sowie weiterer Branchen. 

Erlangen
Die kreisfreie Stadt Erlangen ist 
mit ihren 104 000 Einwohnern 
Großstadt. Sie liegt im Ballungs-
raum des Städteverbundes und 
Oberzentrums Nürnberg-Fürth-
Erlangen im Zentrum der Metro-
polregion Nürnberg. Erlangen ist 
traditionsreiche Universitätsstadt; 
Forschung und Entwicklung sind 
– unter anderem in Fraunhofer- 
und Max-Planck-Instituten, aber 
auch in Unternehmen – stark aus-
geprägt. Obwohl selbst kreisfrei, 
ist Erlangen auch Sitz des umge-
benden Landkreises Erlangen-
Höchstadt. Die Medizintechnik 
ist ein wichtiger Wirtschaftszweig 
(fast jeder vierte Arbeitnehmer 
arbeitet in den Bereichen Medizin 
und Gesundheit); Erlangen will 
„Bundeshauptstadt der Medizin“ 
werden. Daneben gibt es bei-
spielsweise Solarkraftwerksbauer 
und andere Branchen. Landes-
planerisch gehört Erlangen zum 
städtischen Verdichtungsraum.
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Landkreis/Stadt Tagungsort Tagungszeit

München Prinz-Carl-Palais der Bayerischen  
Staatskanzlei (ehem. Kabinettssitzungssaal)

10.–12. März 2008

Weiden i. d. Opf. Rathaus 31. März–2. April 2008

Miltenberg Landratsamt Miltenberg 2.–4. April 2008

Freyung-Grafenau Landratsamt in Freyung 7.–9. April 2008

Berchtesgadener Land Landratsamt in Bad Reichenhall 14.–16. April 2008

Donau-Ries Landratsamt in Donauwörth 16.–18. April 2008

Kronach Landratsamt Kronach 21.–23. April 2008

Erlangen Rathaus, Kleiner Sitzungssaal 23.–25. April 2008

Landkreise/Städte, Tagungsorte und -zeiten der Bürgergruppen
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Arbeitsprogramm

Das Arbeitsprogramm für das 
Bürgergutachten „Unser Bayern – 
Chancen für alle“ wurde von der 
Gesellschaft für Bürgergutachten 
in Zusammenarbeit mit der Baye-
rischen Staatskanzlei erarbeitet. 

Um weiteren Sachverstand ein-
zubringen, fand am 11. Februar 
2008 ein Runder Tisch mit Ex-
perten und Vertretern einschlä-
giger Verbände statt. Die Teil-

nehmer machten Vorschläge zu 
möglichen Referenten und zum 
Arbeitsprogrammentwurf.

Alle Ergebnisse der Beratungen 
wurden von der Gesellschaft für 
Bürgergutachten als unabhän-
giger Durchführungsträgerin 
gesichtet, gewichtet und zu einem 
Arbeitsprogramm verarbeitet. Die 
Auswahl der Referenten für die 
Impuls-Referate zu den Arbeits-
einheiten erfolgte durch die Ge-
sellschaft für Bürgergutachten im 

Verfahren: Arbeitsprogramm

Benehmen mit der Bayerischen 
Staatskanzlei. Die Arbeitsbögen, 
die in den einzelnen Arbeitsein-
heiten verteilt wurden, erstellte 
die Gesellschaft für Bürgergut-
achten entsprechend den Fragen 
der Staatskanzlei.

Der Auftrag an die Bürgergut-
achter war umfassend: Sie sollten 
zu fast allen Feldern der Landes-
politik grundsätzlich und zum 
Teil auch zu Einzelfragen Emp-
fehlungen erarbeiten. Darüber 

Zeit 1. Tag 2. Tag 3. Tag

9.00–10.30 AE 1
Begrüßung, Einführung

Bayern: 
Zustand und Zukunft

AE 5
Arbeit und Wohlstand

AE 9
Bürgerrechte 

und Innere Sicherheit

10.30–11.00 Pause Pause Pause

11.00–12.30 AE 2
Bevölkerungsentwicklung

AE 6
Stadt und Land

AE 10
Gesellschaftlicher  

Zusammenhalt

12.30–13.30 Mittagspause Mittagspause Mittagspause

13.30–15.00 AE 3
Familie und Kinder

AE 7
Umwelt und Energie

AE 11
Staatsfinanzen

15.00–15.30 Pause Pause Pause

15.30–17.00 AE 4 
Bildung

AE 8
Offene Arbeitseinheit

AE 12

Endergebnis:  
Politik für unser Bayern

Statistik, 
Verfahrensbewertung, 

Abschluss

Arbeitsprogramm
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hinaus konnten sie weitere Felder 
selbst wählen und behandeln. Die 
drei Tage, die für jede Arbeits-
tagung zur Verfügung standen, 
wurden in jeweils vier Arbeits-
einheiten (AE) aufgeteilt, so dass 
insgesamt zehn vorgegebene 
Themen, ein freies Thema (oder 
auch mehrere freie Themen) und 
das Endergebnis durchgearbeitet 
wurden (siehe die Übersicht auf 
der vorigen Seite):

Die Arbeitseinheit 1 diente der 
Einführung ins Thema und sollte 
den teilnehmenden Bürgern die 
Gelegenheit geben, ihre Einschät-
zung der Lage des Freistaats Bay-
ern zu äußern.

In der Arbeitseinheit 2 wurde das 
Thema Bevölkerungsentwicklung 
behandelt, gefolgt von den The-
men Familie und Kinder sowie 
Bildung in den Arbeitseinheiten 
3 und 4.

Der zweite Tag wurde mit dem 
Thema Arbeit und Wohlstand in 
der Arbeitseinheit 5 eröffnet. Die 
Arbeitseinheit 6 beschäftigte sich 
mit dem Thema Stadt und Land, 
die Arbeitseinheit 7 behandelte 
die Fragen rund um Energie und 
Umwelt. Die Arbeitseinheit 8 war 
eine sogenannte „offene Arbeits-
einheit“, in der die Bürger selbst 
Themen vorschlugen und in Ar-
beitsgruppen behandelten.

Der dritte und letzte Tag um-
fasste nach den Themen Bür-
gerrechte und Innere Sicherheit 
(Arbeitseinheit 9) die Themen 
Gesellschaftlicher Zusammenhalt 
und Finanzen in den Arbeitsein-
heiten 10 und 11. In der letzten 
Arbeitseinheit 12, dem Endergeb-
nis, machten die Bürger vor dem 
Hintergrund der gesamten Ta-
gung Vorschläge zur Zukunft der 
bayerischen Landespolitik.
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nalität, sondern auf gründliches 
Abwägen. Er sagte: „Das Bürger-
gutachten führt mit sachlicher 
Information, intensiver Diskus-
sion und der Aufgabenstellung, 
eine realisierbare Lösung vor-
zuschlagen, nicht zu oberfläch-
lichen, populären, sondern zu 
sachlich fundierten, der Realität 
Rechnung tragenden Empfehlun-
gen. Deshalb werden wir diese 
Empfehlungen sehr genau lesen 
und uns sehr ernsthaft damit 
auseinandersetzen.“ Vieles werde 
in das Regierungsprogramm für 
die nächste Legislaturperiode 
einfließen. Der Ministerpräsident 
bedankte sich herzlich für die eh-
renamtliche Mitarbeit der Bürger.

Bei einem Empfang wurde der 
Abschluss dieses umfangreichen 
Bürgergutachtens gefeiert. 

für sie eine bereichernde Erfah-
rung gewesen. Herr Rehrl freute 
sich, dass er in seinem Alter noch 
teilnehmen konnte. Das Bürger-
gutachten sei eine gute Handha-
be, zu erfahren, was den Bürger 
zutiefst bewegt. 

Die beiden spiegeln nicht nur 
nach ihrem Alter, sondern auch 
nach ihrer Heimat die Vielfalt 
der Bürgergutachter wider: Frau 
Sauer kommt aus dem Landkreis 
Miltenberg in Unterfranken, Herr 
Rehrl aus dem Landkreis Berch-
tesgadener Land in Oberbayern. 

Ministerpräsident Dr. Günther 
Beckstein hob hervor, dass man 
durch das Bürgergutachten er-
fahre, was die Menschen wirklich 
interessiert. Das Verfahren setze 
nicht auf eine schnelle Emotio-

Übergabe

Im Kuppelsaal der Bayerischen 
Staatskanzlei ist das Bürger-
gutachten am 4. Juni 2008 dem 
Ministerpräsidenten in einer 
Vorabfassung (ohne Bilder) über-
geben worden. Dabei waren etwa 
200 Menschen: Bürgergutachter, 
Referenten, Mitarbeiter des Bür-
gergutachtens, Politiker und Mit-
arbeiter von Landkreisen, Städten 
und des Staates.

Staatsminister Eberhard Sinner, 
MdL, der Leiter der Staatskanzlei, 
begrüßte die Gäste und stellte die 
Gründe dar, weshalb die Staats-
kanzlei die Bürger beauftragt 
hat, Empfehlungen für die Lan-
despolitik der Zukunft zu erar-
beiten. Politik sei Sorge um das 
Gemeinwohl von morgen. Beim 
Bürgergutachten kümmerten 
sich die Bürger genau darum; sie 
zögen sozusagen die Jacke ihrer 
Eigeninteressen aus. Deshalb sei-
en Verfahren und Ergebnisse so 
wertvoll.

Hilmar Sturm und Christian 
Weilmeier von der gfb stellten 
Verfahren, Ablauf und Haupter-
gebnisse vor.

Simone Sauer, mit 16 Jahren die 
jüngste Teilnehmerin, und Mi-
chael Rehrl, mit 85 Jahren der äl-
teste Bürgergutachter, übergaben 
das erste Exemplar des Bürger-
gutachtens an Ministerpräsident 
Dr. Günther Beckstein. Frau Sau-
er begrüßte besonders, dass auch 
die Jugend einbezogen wurde. Die 
Mitarbeit am Bürgergutachten sei 

Übergabe des Bürgergutachtens am 4. Juni 2008 in der Staatskanzlei in München 
(von links nach rechts: Hilmar Sturm von der gfb, Staatsminister Eberhard Sinner, die Bür-
gergutachter Michael Rehrl und Simone Sauer, Ministerpräsident Dr. Günther Beckstein, 
Christian Weilmeier von der gfb)
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»Neben dem Dank für das große Engagement aller Beteiligten 
möchte ich gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern auch eine 
besondere Anerkennung für die Art und Weise zum Ausdruck 

bringen, in der Sie sich inhaltlich in dieses Gutachten eingebracht 
haben: nämlich nicht als Kämpfer für ihre eigenen, unmittelbaren 
Interessen und Vorteile, sondern aus dem Blickwinkel dessen, der 
sich für eine gute Zukunft für die Gemeinschaft als Ganze verant-
wortlich fühlt. Aus ihren Ergebnissen spricht ein differenziertes 

und sachlich fundiertes Urteil, das wohl abwägt zwischen dem ideal 
Wünschbaren und dem realistisch Erreichbaren. 

Das Bürgergutachten ist mehr wert als eine bloße Meinungs-
umfrage, weil seine Aussagen ein Ergebnis intensiver Information, 

Diskussion und Abwägung sind. Es ist ein wichtiges Korrektiv 
zur sogenannten „veröffentlichten Meinung“, in der oft lautstark 

vertretene Lobbyinteressen mehr Gewicht haben als ihnen im ge-
samtgesellschaftlichen Meinungsspektrum eigentlich zukommt. 
Und es sagt über die verbreiteten Expertengutachten hinaus, was 

die tatsächlich von den politischen Entscheidungen Betroffenen von 
den verschiedenen Alternativen halten und was sie auf der Basis der 

gesamten Breite ihrer Lebenserfahrung empfehlen.«

Aus der Begrüßung von Staatsminister Eberhard Sinner, Leiter der Staatskanzlei
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»Sehr geehrter Herr Beckstein,
ich freue mich, dass ich an diesem Bürgergutachten teilnehmen 

durfte. Ich hoffe, dass die teilnehmenden Jugendlichen und ich die 
Interessen der Jugend Bayerns gut vertreten konnten, und würde 
mich freuen, wenn der ein oder andere konstruktive Vorschlag in 

der Politik durchgesetzt werden würde. Des Weiteren freue ich mich 
sehr darüber, mehr über andere gesellschaftliche und politische 

Themen erfahren zu haben, die mir ermöglichten, einen besseren 
Einblick in die komplexen Abläufe des politischen Geschehens Bay-
erns zu nehmen. Vor allem die Themen der Verhinderung der Spal-

tung von Arm und Reich, die Umwelt, die Förderung der Jugend-
arbeit und die Bildung liegen mir persönlich am Herzen. Deshalb 

hoffe ich, dass Sie unsere Vorschläge diesbezüglich mit einbeziehen 
werden. Insgesamt war dieses Bürgergutachten eine bereichernde 
Erfahrung für mich und ich möchte mich abschließend noch be-

danken, dass die Jugend auch mit einbezogen wurde. Vielen Dank!«

Die Bürgergutachterin Simone Sauer (16) zur Übergabe des Bürgergutachtens
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»Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,
zunächst darf ich Ihnen ein „Grüß Gott“ aus dem Bayerischen 

Oberland entbieten. Ich möchte mich allererst entschuldigen, dass 
ich so, wie ersichtlich, vor Ihnen stehe. Aber die Anzahl meiner 

Jahre und die Last der geleisteten Arbeit hinterlassen ersichtliche 
Spuren. Leider kann ich nicht mehr wie ein gestandenes Mannsbild 

stehen und gehen.
Ich darf sagen, wie sehr ich mich darüber freue, ob meines Alters, 

beim Bürgergutachten „Unser Bayern - Chancen für alle“ mit- 
gewirkt zu haben.

Wir alle, die mitgearbeitet haben, gaben sich drei Tage lang Mühe, 
über Vergangenheit und Zukunft gründlich nachzudenken.

Das Ergebnis dieser Arbeit darf ich Ihnen hiermit, zu einem brauch-
baren Text verarbeitet, zur gefälligen Kenntnisnahme übergeben.

Ich hoffe, das Werk ist gelungen und gibt der Politik eine Handhabe, 
das zu erfahren, was den Bürger zutiefst bewegt.

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, ich wünsche Ihnen weiterhin 
eine glückliche Hand, wenn es um die Belange unseres Bayern-

landes geht.
Bayern, du Perle, die uns Gott geschenkt hat, vivat, crescat, floreat!«

Der Bürgergutachter Michael Rehrl (85) zur Übergabe des Bürgergutachtens
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»Zuallererst möchte ich den Bürgerinnen und Bürgern, die sich zur 
ehrenamtlichen Arbeit an diesem Gutachten bereit erklärt haben, 
herzlich danken. Ich bin beeindruckt, wie viele Menschen dafür 
Freizeit und andere Interessen zurückgestellt haben und wie en-
gagiert und intensiv Sie über die Zukunft unserer Heimat Bayern 

nachgedacht haben.
Ich hoffe, das dieser Perpektivenwechsel vom Betroffenen zum 
Verantwortlichen für politische Prioritätensetzungen bei man-

chem auch das Verständnis für uns Politiker verbessert hat – für 
die schwierigen Abwägungen und die Kompromisse, die man trotz 
drängender Aufgaben angesichts begrenzter Mittel oft treffen muss.

Man sieht: Da wurde offensichtlich um Ziele und Maßnahmen 
gerungen, da wurde gegeneinander abgewogen, da haben Kosten-

überlegungen zu Neubewertungen geführt, da wurden Zielkonflikte 
ausgetragen und Kompromisse gefunden.

Bayern hat heute schon einen Vorsprung an sozialer Sicherheit und 
Gerechtigkeit, weil wir ein besseres Bildungssystem haben und weil 

wir wirtschaftlich stärker sind und damit mehr Wohlstand und 
mehr Arbeitsplätze als andere schaffen. Auf diesem Weg wollen wir 

entsprechend dem Leitbild „Bayern – stärker und menschlicher“ 
weiter voran kommen. 

In Bayern spielt die Beteiligung der Bürger über Bürgerbegehren 
und Bürgerentscheide bereits heute eine größere Rolle als in anderen 
Ländern. Mit dem Bürgergutachten als neuem Instrument der Bür-
gerbeteiligung haben wir ein weiteres Zeichen gesetzt: Der Dialog 
mit den Bürgerinnen und Bürgern, die schließlich die Betroffenen 

der politischen Entscheidungen sind, ist uns wichtig.«

Aus der Rede von Ministerpräsident Dr. Günther Beckstein
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Die Mitwirkenden:
Bürgergutachterinnen und Bürgergutachter

Christina Gäßlein
Rudolf Gerlinger
Josef Gibis
Carmen Giegerich
Melanie Goebel
Rainer Goepp
Gisela Gottal
Gustav Greiner
Gustav Grimm
Alois Grobauer
Nadja Gröber
Elisabeth Grund
Waltraud Gschoßmann
Ates Gürpinar
Wolfgang Haberl
Claudia Hach
Miriam Hacker-Rogner
Gerlinde Haidn
Simone Hänlein
Andrea Harris
Martina Häusl
Ulf Hayer
Maximilian Heinig
Rita Heinz

Lilla Brzoska
Peter Buchinger
Helga Buchner
Christa Christl
Johannes Damböck
Bernd Daum
Klaus Deller
Wolfgang Denzel
Maria Dittler
Georg Dobler
Sebastian Ebert
Katharina Edfelder
Antje Ehlert
Patricia Enthaler
Melissa Ersavas
Georg Eßbauer
Tanja Feicht
Bruno Fella
Maria Fiebrich
Marei Fitzko
Hanni Fleischhauer-Oppitz
Ilse Franke
Birgit Fuhrmann 
Kameliya Galabova

Ottmar Adler
Ruth Aigner
Ralf Allmannsberger
Sabine Ambros
Rüdiger Arlt
Hans Aschauer
Georg Auer
Rolf Baldus
Lutz Baßler
Silvia Bauer
Günter Baumgärtner
Lukas Baur
Wolf-Dieter Bernert
Irmengard Berschl
Bernadette Birkle
Klaus-Dieter Birkner
Marianne Blank
Jürgen Blau
Inge Blechinger 
Edelgard Bösel
Anita Braml
Claudia Braun
Bernd Brinck
Manuela Brückl
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Elfriede Saugspier
Gerhard Schaschinger 
Bianca Scheele
Sabrina Scheiter
Sigrun Scherer
Klaus Schmid
Willi Schmid
Andreas Schmitt
Martina Schneider
Matthias Schneider
Dieter Schneider 
Simone Schnorr
Nancy Schumme
Nadja Seibt
Ernst Rudolf Seidl
Reinhild Seifert
Karl-Heinz Selk
Ulrich Sens
Marion Sieber 
Simone Skrzydlo
Elisabeth Smith
Susanna Stadler
Josef Stadler
Peter Stahlschmidt
Helga Stangassinger
Wolfgang Sternheimer
Andreas Stich
Jürgen Stiegler
Edmund Stifter
Maria Straßer
Karin Straßer
Martin Strößner
Andrea Suhrcke
Joseph Szoltysik
Elke Thaler
Gertraut Tschurl
Lukas Ulrich
Maximilian Urban
Bülent Usta
Nicole Viering
Nadine Wagner
Helga Walter
Josef Wanninger
Simone Wäsch
Brigitte Watzlawczik
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Gertraud Hellenschmidt
Sigrid Helmer
Sabine Hempfling
Heike Herd-Reppner
Jutta Herkert
Reinmar Heß
Sabine Hetz
Herbert Hofmann
Hermann Hofmeier
Hermann Huber
Tilman Humbser
Ingrid Ibl
Reinhard Ihde
Sabine Isfort
Michael Jackwerth
Jens Kafurke
Christa Kalb
Waltrude Kaltenecker
Cem Kaplan
Lukas Kaupp
Horst Kelm
Julia Kern
Karl Robert Keuerleber
Rudolf Klas
Maria Klinger
Wolfgang Köhler
Siegfried Köhler
Josef Koller
Georg König
Thomas-Johannes Konrad
Oliver Krauß
Siegfried Kreitner
Günter Krüger
Peter Kunkel
Monika Kurz
Magdalene Lachinger
Eva Maria Lang
Marita Langer
Dieter Lanzer
Georg Lex
Johanna Lexa
Adolf Leyendecker
Wolfgang Liedl
Gerd Lintner
Daniela Ludwig

Roland Lübeck
Franz Xaver Mader
Angelika Madl
Roswitha Magmer
Georg Maier
Anton Malzer
Wolfgang Männchen
Annemarie Markert
Rita May
Brigitte Meierl
Nikolaos Michalas
Udo Milbradt
Rosemarie Model-Seitz
Utta Mohr
Peter Moldaschl
Sandra Mück
Stephanie Müller
Ute Müller
Jakob Neuendank
Jana Neuendank
Sabine Neundorf
Bernd Oefelein
Roland Ott
Josef Pauli
Jürgen Pfister
Stellan Plantén
Ernst Pletschacher
Jürgen Pohl
Daniela Praetorius 
Monika Radl
Sandra Rausch
Lisa Rebhan
Alois Rehberger
Michael Rehrl
Günter Reise
Melanie Christiane Reiter
Renate Reitinger
Michael Richter
Reinhold Richter
Katharina Richter
Andreas Roth
Barbara Rott
Steffen Rüd
Anna Sarchin
Simone Sauer
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Christina Wawrzek
Imelda Weis
Georg Weiß
Alexander Wenzel
Katja Werner
Ingeborg Wernert
Gitta Weßlowski
Iris Wildgruber
Margareta Witzgall
Maria Wolf
Erich Würth
Heinrich Zapf
Christian Zielonka
Alfred Zwerger

Verfahren: Bürgergutachterinnen und Bürgergutachter



32

Ein wesentlicher Vorzug des an-
gewandten Verfahrens vor ande-
ren Bürgerbeteiligungsverfahren 
ist die Zufallsauswahl der Bürge-
rinnen und Bürger. Sie führt aller 
Erfahrung nach dazu, dass die 
Teilnehmer aus fast allen gesell-
schaftlichen Gruppen, Generati-
onen und Berufen stammen; sie 
bilden damit die Gesamtbevölke-
rung, in diesem Fall Bayerns, gut 
ab.

Jeweils ganz zum Schluss der 
Arbeit in den Arbeitsgruppen 
wurde den Teilnehmern ein Fra-
gebogen vorgelegt, der Vergleiche 
zwischen der Gesamtbevölkerung 
des Freistaates Bayern und den 
am Gutachten beteiligten Bür-
gern ermöglicht. Dabei wurden 
Daten zu Geschlecht, Alter, Beruf, 
formalem Bildungsabschluss, 
bürgerschaftlichem Engagement, 
der Staatsangehörigkeit sowie der 
Haushaltsgröße erfragt. Alle An-
gaben waren freiwillig und wur-
den selbstverständlich anonym 
erfasst.

Geschlecht

Das Verhältnis in den Arbeits-
gruppen zwischen Männern und 
Frauen hat sich insgesamt die 
Waage gehalten und ist damit 
repräsentativ für Bayern. In-
nerhalb der einzelnen Gruppen 
jedoch variierte die Zusammen-
setzung zum Teil erheblich. So 
waren beispielsweise in München 
und Donau-Ries bis zu zwei 
Drittel männliche Teilnehmer, in 
Freyung-Grafenau und Kronach 
jedoch fast ebenso viele weibliche 

Teilnehmer. Insgesamt haben am 
Bürgergutachten 104 Männer 
(49,3 %) und 107 Frauen (50,7 %) 
mitgearbeitet.

Altersstruktur

Eingeladen wurden zum Bürger-
gutachten Personen ab 16 Jahre. 
Die Teilnehmer waren letztlich 
zwischen 16 und 85 Jahren alt. 
Am stärksten war die Grup-
pe der 50- bis 65-Jährigen, sie 
stellte knapp über ein Viertel 
aller Teilnehmer, gefolgt von der 
Gruppe der zwischen 40- und 
49-Jährigen. Unterrepräsentiert 
war einzig die Gruppe der über 
65-Jährigen. 

Beruf 

Die Bandbreite der Berufe, die 
von den Teilnehmern ausgeübt 
wurde, ist sehr groß. Insgesamt 
128 verschiedene Tätigkeiten 
und Berufe wurden von den Bür-
gergutachtern genannt. Gefragt 
wurde nach dem momentan 
ausgeübten sowie dem erlernten 
Beruf, so dass Mehrfachnennun-
gen möglich waren. Auffällig ist 
hierbei, dass viele Teilnehmer 
mehrere, unterschiedliche Tätig-
keiten ausüben und ein Fünftel 
von ihnen nicht im ursprünglich 
erlernten Beruf arbeitet. Eine Lis-
te ist auf der übernächsten Seite 
abgedruckt.

Formaler Bildungsabschluss

Zusätzlich zu ihrem Beruf wur-
den die Bürgergutachter nach den 
formalen Bildungsabschlüssen 

gefragt, die sie erreicht haben.  
15 Prozent von den Teilnehmern, 
die auf diese Frage antworteten, 
haben einen Volks- bzw. Haupt-
schulabschluss, 21 Prozent die 
Mittlere Reife und ca. 15 Prozent 
(Fach-) Abitur. 13 der Teilnehmer 
befinden sich noch, oder wieder, 
in Ausbildung. 

Haushaltsgröße

In den Haushalten der Teilneh-
mer leben zwischen 1 und 9 Per-
sonen, im Schnitt 2,6 Personen. 
Die meistgenannten Haushalts-
größen sind dabei 2 Personen (ca. 
33 %) und 3 Personen (ca. 23 %). 
In etwas mehr als einem Drittel 
der Teilnehmerhaushalte (38 %) 
leben Kinder oder Jugendliche. 
Im Schnitt gehören zu diesen 
Haushalten 1,7 Kinder.

Vereinsmitgliedschaft und  
bürgerschaftliches Engagement

Für die Beurteilung eines Bür-
gerbeteiligungsverfahrens ist 
es ebenfalls von Interesse, wie 
viele der Teilnehmenden auch 
außerhalb des Gutachtens ge-
sellschaftlich engagiert sind und 
ob tatsächlich auch Personen 
mitwirkten, die auf diesem Ge-
biet bislang nicht aktiv waren. Es 
wurde nach der Zugehörigkeit zu 
Vereinen und Parteien gefragt, 
wobei Mehrfachnennungen mög-
lich waren. 

Von den 211 Teilnehmern, die 
den Statistikbogen ausgefüllt hat-
ten, waren 70 Prozent Mitglied 
in einem Verein und von diesen 
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Weitere Angaben zu den Bürger-
gutachtern sind in Tabellen im 
Anhang dargestellt.

Verfahren: Bürgergutachterinnen und Bürgergutachter

wiederum fast 80 Prozent dort 
aktiv tätig. Knapp 12 Prozent (25 
Personen) waren zudem Mitglied 
einer Partei, 21 von diesen sogar 
aktiv.

Nach Schätzungen – genaue Zah-
len gibt es nicht – sind ungefähr 
60 Prozent der Bevölkerung in 
Deutschland Vereinsmitglieder, 
und in Parteien sind um die 2,5 
Prozent Mitglieder.

Die Bürgergutachterinnen und 
Bürgergutachter spiegeln also 
auch die Bevölkerungsteile wie-
der, die nicht schon organisiert 
und engagiert sind, aber auch die 
Engagierten – ein gutes Abbild 
der Gesamtbevölkerung. 

Staatsangehörigkeit

An diesem Bürgergutachten 
haben Bürgerinnen und Bürger 
mit insgesamt 7 verschiedenen 
Staatsangehörigkeiten teilgenom-
men. 97,1 Prozent der Teilnehmer 
(oder 205 Personen) sind deutsche 
Staatsbürger. 2,8 Prozent gaben 
eine andere als die deutsche 
Staatsangehörigkeit an. Zum Ver-
gleich: 9,9 Prozent der Menschen 
ab 15 Jahren, die in Bayern leben, 
sind Ausländer.

Außer der deutschen wurden die 
Staatsangehörigkeiten der folgen-
den Länder angegeben: Bulgarien, 
Griechenland, Polen, Schweden, 
Türkei und Österreich. 

11 der 211 Teilnehmer, die den Sta-
tistikbogen ausgefüllt haben, hat-
ten einen Migrationshintergrund.
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Liste der Berufe der Bürgergutachter

Abteilungsleiter Sparkasse
AG 2
Altenpflegerin
Angestellte/r
Angestellte Marketing
Angestellter Siemens
Anlagentechniker
Apotheker
Arbeiterin in der Produktion mit  
    EDV-Kenntnissen
Arbeitslos
Augenarzthelferin
Ausbildung zur Erzieherin
Ausbildung zur Kauffrau für  
    Versicherungen und Finanzen
Bäcker/selbständig
Bankkauffrau
Bauingenieur
Beamter/Beamtin
Beratender Ingenieur
Berufsschülerin
Betriebsschlosser
Betriebswirt des Handwerks/ 
    Kfz-Technikermeister
Bildende Künstlerin
BTA
Bürokauffrau
Chemietechnikerin/Umweltanalytik
Controlling
Dipl.-Ing. (FH)
Dipl.-Ing. Verfahrenstechnik  
    (Erziehungsurlaub)
Dipl.-Soz.-Päd. (FH)
Dipl.-Sozialpädagogin/Familienhilfe
Diplom-Mathematikerin
Dozent
Einrichter
Einzelhandelskauffrau
Elektromeister/Geschäftsführer
Elektrotechniker/Haustechniker
Elektrotechniker Fachrichtung  
    Energietechnik
Energieplaner (Ingenieur)
Erzieherin
examinierte Altenpflegerin
Fachangestellte für Med. + Infodienste
Fachfrau für Bürokommunikation
Fachkraft für Schutz und Sicherheit
Fachlehrer
Familienfrau
Finanzwirt (Beamter)
Fluglotse
Forstbeamter
Frührentner
Frührentnerin/ehrenamtlich tätig
Geologe

Geringverdienerin (Buchhalterin)
Geschäftsführer
Grundschullehrerin
Gymnasiallehrerin
Hausfrau
Hausfrau/Büroangestellte
Hausfrau/Mutter
Hausfrau/Rentnerin
Hausfrau/Übungsleiterin – Präventiv  
    – Sportverein
Hausfrau + 400-Euro-Job
Haushaltshilfe im Altenheim
Haustechniker
Hotelfachfrau
Hotelier
Industriekauffrau
Industriekaufmann
Industriemeister
IT-Berater
IT-Projektleiterin
Jurist
kaufm. Angestellte/r
kaufm. Kundenbetreuerin
Kaufmann
Kellner
Kieswerkarbeiter
Kraftfahrer
Lehrerin (Gymnasium)
leitender Angestellter
Leitung Logistik
Maschinenbau Ingenieur
Maschinist Stadt Weiden
Mechaniker
Med.-Tech. Lab.-Ass. (MTLA)
Medienberater in kleinem Verlag/ 
    Anzeigenverkauf
Mediendokumentarin
Medizintechniker
Medizinprodukte-Verkaufsberater
Meister
Mutter/Hausfrau
Organisationsleiter
Pensionär
Pensionist
Pensionsbeamtin
Personalrat
Polizeibeamter
Praktikantin
Praktikantin/Studentin Geographie
PR-Berater/freiberuflich
Produktionslogistiker
Reinigungskraft
Reiseverkehrskaufmann
Reitlehrerin/Hotelfachfrau/Hausfrau
Rentner/in
Ruhephase Teilzeit
SAP-Beraterin
Schüler/in

selbständiger Heizungsbauer/Träger  
    einer Behinderteneinrichtung
Selbständig
Selbständig/Einzelhandel
Sonderschullehrer
Student/in
Tankstelle/Reifenhandel
technischer Verwaltungsangestellter
Training-Spezialist (in Elternzeit)
Unternehmensberater
Unternehmerin
Verkäuferin
Versicherungskaufmann
Versorgungsempfänger
Vertrieb bei Siemens
Vertriebsleitung
Verw.-Angestellte
Verw.-Fachangestellte
Verwaltungsangestellter
Vorruhestand
zahnmedizinische Angestellte
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Referentinnen und Referenten

Stefan Albat, Ass. Jur., stellv. 
Hauptgeschäftsführer, vbw – 
Vereinigung der Bayerischen 
Wirtschaft e. V.

Wolfgang Baumann, Dipl.-Ing., 
berufsmäßiger Stadtrat, Bau-
und Planungsreferent, Baure-
ferat der Stadt Nürnberg

Ludwig Baur, Dipl.-Volkswirt, 
Leiter der Geschäftsstelle 
München/Oberbayern, vbw – 
Vereinigung der Bayerischen-
Wirtschaft e. V.

Markus Beier, Diplom-Geograph, 
Sachgebiet Raumordnung bei 
der Regierung der Oberpfalz

Wilhelm Bertlein, Erster Polizei-
hauptkommissar, Leiter der 
Polizeiinspektion Bad Rei-
chenhall

Günter Billenstein, Ltd. Baudi-
rektor, Leiter des Stadtpla-
nungsamtes, Baureferat der 
Stadt Augsburg

Michael Bischof, Rechtsanwalt, 
Geschäftsführer Bezirk Un-
terfranken, vbw – Vereini-
gung der Bayerischen Wirt-
schaft e. V.

Marco Böck, Kriminaldirektor, 
Leiter Verbrechensbekämp-
fung, Polizeipräsidium 
Schwaben-Nord

Werner Bomblies, Diplom-Geo-
graph, Referent, Leiter der 
Gesellschaft für Altlastensa-
nierung, vbw – Vereinigung 
der Bayerischen Wirtschaft 
e. V.

Marion Bradl, M. A., Geschäfts-
führerin, Arbeitsgemeinschaft 
der Ausländerbeiräte Bayerns 
(AGABY)

Hermann Brandl, Rechtsanwalt, 
Geschäftsführer der Bezirks-
gruppe Niederbayern/Ober-
pfalz, vbw – Vereinigung der 
Bayerischen Wirtschaft e. V.

Walter Buser, Ltd. Baudirektor, 
Landeshauptstadt München, 
Stadtentwicklungsplanung

Prof. Dr. Martin Creuzburg, Fa-
kultät für Physik, Universität 
Regensburg

Dr. Karl Demharter, Stadtrat, 
ehem. Baureferent, Baureferat 
der Stadt Augsburg

Dr. Christoph Dittmar, Ge-
schäftsführer, Deutscher 
Familienverband, Landesver-
band Bayern e. V.

Renate Döblin, Dipl.-Soziologin, 
Geschäftsführerin, IHK-Gre-
mium Erlangen, Industrie- 
und Handelskammer Nürn-
berg für Mittelfranken

Wolfgang Eck, Leiter der IHK-
Geschäftsstelle Weiden, In-
dustrie- und Handelskammer 
Regensburg

Reinhard Engelmann, Dipl.-Vw., 
Geschäftsführer für Innovati-
on/Umwelt, Standortpolitik, 
Industrie- und Handelskam-
mer Aschaffenburg

Helmut Fiedler, Regionsvorsit-
zender, DGB-Region Ober-
pfalz-Nord

Martin Frank, Ass. Jur., stellv. 
Hauptgeschäftsführer, Indus-
trie- und Handelskammer für 
Niederbayern in Passau

Thomas Genosko, Dipl.-Volks-
wirt, Referent, Industrie- und 
Handelskammer für Nieder-
bayern in Passau
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Andreas Gruber, Realschulober-
lehrer, Mitarbeiter des Minis-
terialbeauftragten, Dienststel-
le des Ministerialbeauftragten 
für die Realschulen in Ober-
franken

Robert Günthner, Leiter der Ab-
teilung politische Planung, 
Arbeitsmarktpolitik und 
Qualifizierung, DGB-Bezirk 
Bayern

Dieter Häckl, Ltd. Regierungsdi-
rektor, Sachgebietsleiter für 
Raumordnung, Landes-und 
Regionalplanung, Regierung 
von Schwaben

Johannes Hemm, Kriminaldirek-
tor, Sachgebietsleiter E3 Kri-
minalitätsbekämpfung, Poli-
zeipräsidium Unterfranken

Bernhard Huber, Dipl.-Theol., 
Landesgeschäftsführer, Fami-

lienbund der Katholiken in 
Bayern

Gerhard Kallert, Polizeidirektor, 
Leiter der Polizeiinspektion 
Erlangen-Stadt

Walter Keilbart, Ass. Jur., Haupt-
geschäftsführer, Industrie- 
und Handelskammer für Nie-
derbayern in Passau

Elfriede Kerschl, Dipl.-Volks-
wirtin, Referentin für Wirt-
schafts- und Sozialpolitik, In-
dustrie- und Handelskammer 
für München und Oberbayern

Reinhard Kirchner, Geschäfts-
führer, Landesarbeitsgemein-
schaft SELBSTHILFE von 
Menschen mit Behinderung 
und chronischer Erkrankung 
und ihrer Angehörigen in 
Bayern e. V. (LAGH)

Rainer Kissing, Dipl.-Betriebs-
wirt (FH), Ausbildungsleiter, 
Industrie- und Handelskam-
mer zu Coburg

Dr. Reinhold Koch, Ministerial-
rat, Leiter des Referats Statis-
tik, Analysen, Wirtschafts- 
und Raumbeobachtung, Bay-
erisches Staatsministerium 
für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie

Jens Korn. Ass. Jur., Regionalpo-
litik und Standortprojekte, 
Industrie- und Handelskam-
mer für Oberfranken Bay-
reuth

Nicole Lassal, Referentin, Lan-
desarbeitsgemeinschaft 
SELBSTHILFE von Menschen 
mit Behinderung und chroni-
scher Erkrankung und ihrer 
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Handelskammer für Mün-
chen und Oberbayern

Johann	Schmalzl, Dipl.-Be-
triebswirt (FH), Leiter der 
IHK-Geschäftsstelle Amberg-
Sulzbach, Industrie- und 
Handelskammer Regensburg

Werner Schnabel, Regionsvorsit-
zender, DGB-Oberfranken-
West

Olaf Schreglmann, Organisa-
tionssekretär, DGB-Region 
Mittelfranken

Heinrich Schuster, Bezirkskamin-
kehrermeister, Energieberater, 
Bund Naturschutz in Bayern 
e. V.

Dieter Schwager, Dipl.-Ing., Ge-
schäftsführer der Abteilung 
Berufsbildung, Industrie- und 
Handelskammer Aschaffen-
burg

Markus Seibel, Dipl.-Geograph, 
Regionalmanager, Initiative 
Bayerischer Untermain 

Rico Seyd, Dipl.-Kaufmann, Re-
ferent Umwelt und Energie, 
Industrie- und Handelskam-
mer zu Coburg

Dr. Christof Prechtl, Geschäfts-
führer der Abteilung Bildung, 
VBM – Verband der Bayeri-
schen Metall- und Elektro-
Industrie e. V.

Dr. Udo Raab, Referent für 
Volkswirtschaft, Industrie- 
und Handelskammer Nürn-
berg für Mittelfranken

Hubertus Räde, Rechtsanwalt, 
stellv. Hauptgeschäftsführer, 
vbw – Vereinigung der Baye-
rischen Wirtschaft e. V.

Horst Ramming, Dipl.-Ing., Refe-
rent Umwelt und Energie, In-
dustrie- und Handelskammer 
für Oberfranken Bayreuth

Georg Schärl, Gesellen-, Ab-
schluss-und Fortbildungsprü-
fungen, Handwerkskammer 
für München und Oberbayern

Erich Schieder, Kreisobmann 
Landkreis Weiden, Bayeri-
scher Bauernverband

Christian Schlag, Organisations-
sekretär, DGB-Region Donau-
Wald

Dr. Thomas Schleiermacher, Re-
ferent für Konjunktur und 
Arbeitsmarkt, Industrie- und 
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Angehörigen in Bayern e. V. 
(LAGH)

Volker Leinweber, Dipl.-Volks-
wirt, Leiter Volkswirtschaft, 
VBM – Verband der Bayeri-
schen Metall- und Elektro-
Industrie e. V.

Joachim Leisgang, Ltd. Oberstu-
diendirektor, Ministerialbe-
auftragter für die Gymnasien 
in Mittelfranken

Dr. Peter Lintner, Leiter des Ge-
schäftsfeldes Standortpolitik 
und stellv. Hauptgeschäfts-
führer, Industrie-und Han-
delskammer Schwaben

Alois Mannichl, Polizeidirektor, 
Leiter der Polizeidirektion 
Passau

Prof. Dr.-Ing. Wolfgang Mauch, 
Geschäftsführer, Forschungs-
stelle für Energiewirtschaft 
e. V.

Konrad Maurer, Ltd. Oberstu-
diendirektor, Ministerialbe-
auftragter für die Fach- und 
Berufsoberschulen Südbayern

Richard Mergner, Landesbeauf-
tragter, Bund Naturschutz in 
Bayern e. V.

Clemens Merkl, Kriminaloberrat, 
Abteilung Einsatz E3, Polizei-
präsidium München

Bernhard Oswald, Dipl.-lng., Se-
niorchef, Oswald Elektromo-
toren GmbH

Wolfgang Peitzsch, Organisa-
tionssekretär, DGB-Region 
Augsburg

Dr. Peter Pfleger, Leiter Umwelt-
politik, vbw – Vereinigung 
der Bayerischen Wirtschaft 
e. V.

Josef Pletl, Kreisobmann, Bayeri-
scher Bauernverband
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Udo Skrzypczak, Polizeidirektor, 
Leiter der Polizeidirektion 
Coburg

Oliver Stipar, Dipl.-Geograph, 
Produktmanager, Geschäfts-
feld Standortpolitik, Indus-
trie- und Handelskammer 
Schwaben

Tanja Strack, Dipl.-Volkswirtin, 
Referentin für Familienpo-
litik, vbw –Vereinigung der 
Bayerischen Wirtschaft e. V.

Dr. Ludwig Trautmann-Popp, Re-
ferent für Energie und Klima, 
Bund Naturschutz in Bayern 
e. V.

Dr. Werner Trost, Kreisheimat-
pfleger, Landkreis Miltenberg

Susanne Ulrich, Referentin, 
Landesarbeitsgemeinschaft 
SELBSTHILFE von Menschen 
mit Behinderung und chroni-
scher Erkrankung und ihrer 
Angehörigen in Bayern e. V. 
(LAGH)

Johannes Wälde, Ltd. Regie-
rungsdirektor, Sachgebiets-
leiter Raumordnung, Landes- 
und Regionalplanung, Regie-
rung von Unterfranken

Dr. Jürgen Weber, Ltd. Regie-
rungsdirektor, Leiter des 
Bereichs II (Wirtschaft, Lan-
desentwicklung, Verkehr), 
Regierung von Niederbayern

Georg Weinkamm, Regierungsdi-
rektor, Leiter des Sachgebiets 
24, Raumordnung, Landes- 
und Regionalplanung, Regie-
rung von Oberfranken

Frank Weyherter, Dipl.-Ing., 
überörtliche räumliche 
Planung (Untere Landes-

planungsbehörde) der Stadt 
Nürnberg, Stadtplanungsamt 
Nürnberg

Josef Wittmann, Polizeidirektor, 
Leiter der Polizeidirektion 
Weiden

Martin Wölzmüller, Geschäfts-
führer, Bayerischer Landes-
verein für Heimatpflege e. V.

Hüseyin Yalcin, 1. stellv. Vorsit-
zender, Arbeitsgemeinschaft 
der Ausländerbeiräte Bayerns 
(AGABY)
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Mitarbeit und Unterstützung

Fotos

Alle Mitarbeiter und
Wolfgang Fänderl, Päd. M. A.  
  (www.vernetzungsberatung.com)

Auswertung

Dr. Hilmar Sturm
Dr. Christian Weilmeier
Uwe Heller, Dipl.-Wirtsch.-Ing.
Katrin Sachs, Dipl.-Ing., M. Sc.,  
    M. Eng.
Helga Prunkl

Gestaltung des Bürgergutachtens 

Katrin Sachs
Hilmar Sturm

Mitarbeiterinnen und  
Mitarbeiter der gfb

Konzeption

Dr. Hilmar Sturm
Dr. Christian Weilmeier
Benno Trütken, Dipl.-Geogr.
Ilse Burgass, Soziologin M. A.
Bastian Goßner, Dipl.-Geogr.

Projektbüros (Anlaufstellen für 
die eingeladenen Bürger)

Cornelia Auer (Bad Reichenhall)
Erlanger Freiwilligen-Initiative 
    für das Ehrenamt (Dr. Jörg  
    Tafel, Hans-Jörg Nüsslin und  
    Mitstreiter)
Hildegard Frank (Donauwörth)
David Schmidt (Weiden)
Gertraud Seidl (Freyung)
Hilmar Sturm (München)

Prozessbegleitung (Moderation)

Susanne Achterberg,  
    Dipl.-Soz.-wiss.
Ilse Burgass, Soziologin M. A.
Karin Hösler, Dipl.-Ing.
Grit Reschnar, Dipl.-Psych.
Katrin Sachs, Dipl.-Ing., M. Sc.,  
    M. Eng.
Dr. Hilmar Sturm
Dr. Christian Weilmeier

Tagungsassistenz

Birgit Brandhuber
Hildrun Kling
Andrea Martinovic
Helga Prunkl
Wolfgang Scheffler, Dipl.-Phys.
Franz Steinhauser
Martin-Christoph Ziethe,  
    Dipl.-Ing.
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Dank auch dem Leiter und den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der Bayerischen Staatskanz-
lei:

Staatsminister Eberhard Sinner,  
   MdL, Leiter  
Michael Höhenberger, Ministe- 
   rialdirigent, Leiter der Abteilung 
   Politische Planung und Bürger 
   geranliegen
Dr. Markus Eder, Ministerialrat,  
   Planungsbeauftragter
Dr. Alois Bogenrieder, Ministe- 
   rialrat, Leiter des Büros von  
   Staatsminister Eberhard Sinner
Bernhard J. Lenz, Haustechnik  
   Prinz-Carl-Palais

Dank an die Landratsämter und 
Stadtverwaltungen:

Landratsamt  
Berchtesgadener Land
Georg Grabner, Landrat
Andreas Bratzdrum, Leiter des  
   Landrats-Büros

Landratsamt Donau-Ries
Stefan Rößle, Landrat
Martin Reitinger, Büro des  
   Landrats, Presse
Achim Frank

Stadt Erlangen
Dr. Siegfried Balleis, Oberbürger- 
   meister
Gerd Lohwasser, 2. Bürgermeister
Helmut Schmitt, Leiter des Bür- 
   germeister- und Presseamts
Frau Jeromin, Bürgermeister- und 
   Presseamt
Herr Täuber, Haustechnik

Landratsamt Freyung-Grafenau
Ludwig Lankl, Landrat
Alexander Muthmann, ehema- 
   liger Landrat
Ralph Heinrich, Leiter des Land- 
   rats-Büros
Andrea Hohenwarter, Sachgebiet 
   Wirtschaftsförderung

Landratsamt Miltenberg
Roland Schwing, Landrat
Dietmar Fieger, Vertreter im Amt
Gerhard Rüth, Büro des Landrats, 
   Pressestelle

Stadt Weiden
Kurt Seggewiß, Oberbürger- 
   meister
Markus Dippold, Leiter der  
   Organisationsabteilung
Anja Schicker, Pressestelle

Landratsamt Kronach
Oswald Marr, Landrat
Marion Boettcher, Leiterin der  
   Abteilung Umwelt- und Natur- 
   schutz
Maria Müller, Sachgebiet  
   Organisation

... und den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Einwohnermel-
deämter, die die Zufallsauswahl 
besorgt und die Daten übermit-
telt haben, sowie vielen anderen 
Damen und Herren, ohne die 
das Bürgergutachten nicht hätte 
entstehen können.
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Ergebnisse
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Die Themenergebnisse und das 
Gesamtergebnis

Die Bürgerinnen und Bürger 
haben zu vielen verschiedenen 
Themen Feststellungen getroffen 
sowie Vorschläge und Empfeh-
lungen gemacht. In welchem Ver-
hältnis die Vorschläge der ver-
schiedenen Themen zueinander 
stehen, geht aus den Ergebnissen 
der letzten Arbeitseinheit hervor. 

In dieser Arbeitseinheit 12 haben 
die Teilnehmenden Grundsätze 
aufgestellt und Maßnahmen vor-
geschlagen, die nicht nur einen 
Themenbereich, sondern die Ent-
wicklung der bayerischen Lan-
despolitik überhaupt, insgesamt 
und übergreifend betreffen. Wenn 
Sie also zum Beispiel lesen, was 
zur Frage der Bildung gesagt wor-
den ist, sollten Sie immer auch 
schauen, welchen Stellenwert das 
Thema Bildung ganz am Ende 
bekommen hat – nach aller Infor-
mation, nach allem Nachdenken 
und nach der ganzen Diskussion. 
Die Zwischenergebnisse sagen 
etwas zu dem jeweiligen Thema. 
Es ist nicht ausgeschlossen, dass 
Teilnehmer im Lauf der drei Tage 
ihre Meinung und ihre Bewertun-
gen geändert haben, unter Um-
ständen mehrmals. (Das ist sogar 
ein Vorzug des Verfahrens.) Das 
Endergebnis ist deshalb immer 
mitzudenken.

Die Zusammenfassung  
oder Auswertung

Alle Aussagen und Empfehlun-
gen, die hier dargestellt werden, 

stammen von den Bürgergutach-
terinnen und Bürgergutachtern. 
Sie haben sie in Kleingruppen von 
vier bis sechs Personen erarbeitet, 
sich darauf geeinigt und diese 
dann im Plenum den anderen 
vorgestellt. Gleichzeitig wurden 
die Resultate von den Prozess-
begleiterinnen und Prozessbe-
gleitern auf große Papierbögen 
(„Flipcharts“) geschrieben. Wenn 
Kleingruppen sehr ähnliche Aus-
sagen machten, konnten diese – 
mit Zustimmung beider Gruppen 
– zusammengefasst werden. So 
entstanden jeweils lange Listen 
von den Großgruppen in den acht 
Regionen.

Diese wurden dann bei der Aus-
wertung durch Mitarbeiter der 
Gesellschaft für Bürgergutachten 
verdichtet, „geclustert“. Ver-
wandte, ähnliche und inhaltlich 
zusammenpassende Aussagen, 
Empfehlungen und dergleichen 
wurden dabei zu Gruppen zu-
sammengestellt, damit Tenden-
zen und Schwerpunkte sichtbar 
werden. Dieses Clustern oder 
Gruppieren ist nach verschiede-
nen Gesichtspunkten möglich. 
Deshalb sind alle Listen der 
Abschluss-Arbeitseinheit 12 un-
verändert und vollständig im An-
hang abgedruckt. 

Die Punktwerte

Die Bürgergutachterinnen und 
Bürgergutachter haben in Klein-
gruppen jeweils Vorschläge oder 
ähnliches erarbeitet, diese in 
ihrem Plenum vorgestellt; dann 
konnte jede einzelne Teilneh-

merin, jeder einzelne Teilnehmer 
diese Vorschläge mit Punkten 
bewerten. In der Regel hatten 
die Teilnehmer fünf Punkte pro 
Arbeitsauftrag zur Verfügung. 
Die Bürgergutachter konnten alle 
Punkte auf eine Aussage konzen-
trieren, sie auf mehrere verteilen 
oder überhaupt nicht alle Punkte 
verteilen. Es lässt sich daher nicht 
sagen, was von einer Mehrheit der 
Teilnehmenden unterstützt wird 
(weil unbekannt ist, ob wenige 
Personen alle ihre Punkte oder 
alle Personen jeweils einen Punkt 
auf eine Empfehlung abgegeben 
haben). Bei etwa 212 Bürgergut-
achtern kann im Grunde eine 
Punktzahl von 107 bereits be-
deuten, dass mehr als die Hälfte 
der Personen einer Empfehlung 
ausdrücklich zugestimmt hat. Die 
jeweiligen Punktzahlen in Pro-
zente oder Mehrheitsverhältnisse 
umzurechnen, könnte allerdings 
zu irrigen Vorstellungen verfüh-
ren. Im Wesentlichen geben die 
Punkte ein Gewicht von Emp-
fehlungen, die schon an sich alle 
wertvoll sind und bedacht werden 
sollten. Es handelt sich ja auch 
nicht um eine Abstimmung, also 
auch nicht um Mehrheiten.

Die Gesamtpunktzahlen sind bei 
den einzelnen Themen deshalb 
nicht gleich, weil nicht immer 
alle Teilnehmer alle ihre Punk-
te angebracht haben und die 
Teilnehmerzahlen auch (wegen 
Krankheit oder kurzfristiger Ver-
hinderung) nicht bei allen Ar-
beitseinheiten gleich waren. 

Ergebnisse
Vorbemerkungen
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Die Listen (Tabellen) führen nur 
Forderungen auf, die mit min-
destens 10 Punkten gewichtet 
worden sind. Deshalb sind die 
Gesamtpunktzahlen nicht nur die 
Summen der Punkte, die in den 
Tabellen genannt sind. 

Ergebnisse: Vorbemerkungen
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In der ersten Arbeitseinheit be-
schrieben und bewerteten die 
Bürgerinnen und Bürger die 
Situation des Freistaats Bayern. 
Sie sollten dies unbefangen und 
unbeeinflusst tun, daher gab es 
nur eine kurze Einführung in das 
Verfahren, eine nur sehr allge-
meine Einführung in das Thema 
und das Gesamtprojekt. Die Bür-
gerinnen und Bürger begannen 
gleich mit der Arbeit. Dabei lern-
ten sie sich besser kennen als in 
jeder Vorstellungsrunde, die nur 
die Unbefangenheit gestört hätte. 
Die eigene Erfahrung und das 
eigene Wissen der vielen verschie-
denen teilnehmenden Menschen 
waren gefragt; das wurde wäh-
rend des ganzen Arbeitsprozesses 
immer wieder betont.

In dieser Arbeitseinheit gab es 
noch keine Referenten, da zu Be-
ginn der Tagung die Bürgergut-
achter ganz spontan Antworten 
geben sollten. Außerdem wurde 
so deutlich gemacht, dass nicht 
die Referenten im Mittelpunkt 
stehen, sondern der Sachverstand 
und die Lebenserfahrung, die 
jeder Bürgergutachter einbringt. 
Die Impuls-Referate der Experten 
in den folgenden Arbeitseinheiten 
dienten nur als Hilfestellung und 
sollten grundlegende Fakten ver-
mitteln.

Arbeitseinheit 1
Bayern: Zustand und Zukunftsentwicklungen

AE 1 a Zahl 
der 

Nen-
nungen

Wo steht Bayern? Wie würden Sie Bayern beschreiben? 
Wie erleben, wie empfinden Sie Bayern?  
Was ist an Bayern besonders? 

Selbstbewusstsein, Identifikation der Bevölkerung,  
Zusammengehörigkeit, Mentalität, Heimatverbundenheit 74

Tradition 57

Wirtschaftskraft 54

sicheres Land 50

konservativ 32

Tourismus 30

positives Image 28

schöne Landschaft 27

hoher Lebensstandard 25

politisch konstant seit über 50 Jahren 21

Schulsystem 21

Laptop und Lederhose, Fortschritt und Tradition 21

Ablauf der G-8-Einführung 17

Transrapid 15

lebenswert 15

innovativ in Forschung und Entwicklung 15

Politik ist zu weit vom Bürger entfernt 15

Wirtschaftsproblem 14

viel Potential, zu wenig genutzt 14

Brauchtum, Fortschritt (Medien, Raumfahrt) im Plus. 
Ländliche Entwicklung im Minus. 14

(mehr als) Metropolregion München 13

hohes Bildungsniveau 13

Tabelle wird auf der nächsten Seite fortgesetzt
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Fortsetzung der Tabelle zu AE 1 a

Randgebiet 13

zweigeteilt 13

raucherfeindlich 13

(partei-)politisch zu einseitig 12

Bildung 12

großes Kulturangebot 11

Heimat, starkes Nord-Süd-Gefälle, sehr ländlich,  
wirft zur Zeit zu viele alte, erprobte Sachen/Zustände weg 
(Schulsystem)

11

niedrige Arbeitslosigkeit 11

bisher gutes Bildungssystem 10

Wie ist Bayern jetzt?

Ganz zu Beginn gab nach einem 
kurzen Gespräch mit den Nach-
barn der Arbeitsgruppe jeder 
Bürger die für ihn wichtigste 
Charakterisierung Bayerns, wie 
es jetzt ist, in einem Schlagwort 
ab. In der Tabelle sind gleiche 
und ähnliche solcher Aussagen 
zusammengefasst, dazu ist an-
gegeben, wie oft ein Schlagwort 
notiert wurde.

Die Begriffe, die im Zusammen-
hang mit Bayern am meisten 
genannt wurden, waren Selbst-
bewusstsein und Heimatverbun-
denheit. Mit deutlichem Abstand 
folgen dann Tradition, Wirt-
schaftskraft und sicheres Land.
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Was kommt auf Bayern zu?

Unter den künftigen Herausfor-
derungen, auf die die Bayerische 
Staatsregierung Antworten finden 
soll, stehen ganz oben Bildung 
und Erziehung. Die Bürgergut-
achter sehen hier eine zunehmen-
de Bedeutung und Wichtigkeit 
des Themas, insbesondere was 
gleiche Bildungschancen anbe-
langt. Diese Priorität zieht sich 
durch das ganze Bürgergutachten 
und ist auch im Endergebnis sehr 
deutlich. 

Das zweite Aufgabenfeld für die 
Politik bilden in den Augen der 
Bürger Bevölkerungsentwicklung 
und Migration. Beunruhigung 
schaffen vor allem die zunehmen-
de Abwanderung in die Städte 
und die Fragen der Integration 
von Migranten.

Das dritte wichtige Thema ist 
die Sicherung des Wirtschafts-
standorts Bayern. Hier sollte das 
Augenmerk insbesondere auf den 
ländlichen Raum gelegt werden 
und auf grenzüberschreitende 
Entwicklungen sowie Möglichkei-
ten der Zusammenarbeit mit den 
Nachbarländern.

AE 1: Zustand und Zukunftsentwicklungen

AE 1 b

PunkteWelche Entwicklungen sehen Sie auf Bayern zukommen, 
auf die die Landespolitik reagieren muss?

Bildung und Erziehung 213

Bevölkerungsentwicklung und Migration 103

Sicherung des Wirtschaftsstandorts 98

Gesundheitswesen 75

Naturschutz 64

Rückgang des Lebensstandards 57

Spagat zwischen Tradition und Moderne 55

Abbau der Bürokratie 49

fehlendes Politikvertrauen muss wiederhergestellt werden 44

Familienentwicklung: Betreuung, Ganztagsplätze etc. 31

Ausbau der Infrastruktur 28

Zusammenleben von Jung und Alt 19

Innere Sicherheit 16

Entwicklung des Tourismus 14

Energie bezahlbar sicherstellen 13

problematische Rentenentwicklung 12

Arbeitsplätze 12

Arbeitsplätze/ordentliche Bezahlung 12

ungünstige Folgen wegen Fehleinschätzung nach Grenz-
öffnung 10

Gesamtpunktzahl 925
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Sehr wichtig sind den teilneh-
menden Bürgern auch die Unter-
stützung und Wertschätzung von 
Kindern, zum Beispiel durch eine 
verstärkte finanzielle Förderung. 
Weitere Empfehlungen sind die 
Förderung von Wohnungsbau 
und Wirtschaftsansiedlungen.

Entscheidend war für die Bürger-
gutachter, dass das generations-
übergreifende Zusammenleben 
und -arbeiten intensiviert wird. 
Möglichkeiten hierzu sind die 
gegenseitige Toleranz von Jung 
und Alt und die Sensibilisierung 
der Arbeitgeber für ältere Arbeit-
nehmer.

Diese Arbeitseinheit beschäftigte 
sich mit der Bevölkerungsent-
wicklung in Bayern und den 
möglichen Konsequenzen, die 
sich aus ihr ergeben. Damit 
wurde schon zu Beginn der Bür-
gertagung ein zentrales Thema 
behandelt, das Auswirkungen 
auf alle weiteren Themen der 
Tagung hatte. Die Darstellung 
der demographischen Probleme 
ermöglichte es zudem, bereits zu 
Anfang den Bürgergutachtern 
einen grundsätzlichen Überblick 
über viele Problemstellungen zu 
geben, von der Familie über die 
Landesentwicklung bis zur Wirt-
schaftsförderung.

Für die Impuls-Referate konnten 
kompetente Referenten aus dem 
Bayerischen Staatsministerium 
für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie sowie 
aus den Bezirksregierungen ge-
wonnen werden. Sie gaben den 
teilnehmenden Bürgern einen 
klar umrissenen Überblick über 
die demographische Entwicklung 
in Bayern, deren Probleme und 
mögliche Lösungen.

Arbeitseinheit 2
Bevölkerungsentwicklung
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AE 2

PunkteWie können die Herausforderungen der  
künftigen Bevölkerungsentwicklung in Bayern  
gemeistert werden?

generationsübergreifendes Zusammenleben  
und -arbeiten 256

Familien und Kinder unterstützen und wertschätzen 201

Förderung von Wohnungsbau und Wirtschafts-  
ansiedlungen, mehr Arbeitsplätze 134

flexiblere Arbeit und Arbeitszeitmodelle 69

Stärkung der Eigenverantwortung und betriebliche  
Verantwortung für Renten 36

Reform der Altersversorgungssysteme 31

Förderung von Kindern, Jugendlichen, Schülern vom 
Kindergarten bis Schule und Ganztagsschule 15

Erhaltung von Schulen, Kitas, medizinischer Versorgung 15

Verbesserte Bedingungen für die Pflege 12

Bildungsangebote maßschneidern und gezielt fördern 11

Abbau von bayernspezifischer Bürokratie 11

soziale Sicherheit stärken 11

bessere Bildungsmöglichkeiten im ländlichen Raum 10

sinnvolle Integration und Förderung anderer  
Kulturkreise 10

Anreize schaffen für Familie und andere Lebensformen 10

Gesamtpunktzahl 832
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Viele Teilnehmer am Bürgergut-
achten wollten die Erziehungs- 
und Familienarbeit aufgewertet 
sehen, zum Beispiel durch eine 
Verbesserung des Stellenwerts 
der Familie in der Gesellschaft 
(Imageaufwertung) oder durch 
mehr Wertschätzung für nicht-
berufstätige Frauen. Durch Chan-
cengleichheit für alle Kinder, 
gleich welcher Herkunft, soll eine 
kinderfreundliche Umwelt ge-
schaffen werden.

Möglichkeiten der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf.
Sehr viele Bürgergutachter woll-
ten mehr wirtschaftliche Anreize 
für die Familien. Familien mit 
Kindern dürften keine Nachteile 
gegenüber kinderlosen Familien 
haben. Sinnvoll wäre auch eine 
Familienkarte für kinderreiche 
Familien für öffentliche Ein-
richtungen, Veranstaltungen, 
Verkehrsmittel, Parkplätze usw. 
Die vollständige Erstattung von 
Kosten bei medizinischer/zahn-
medizinischer Versorgung von 
Kindern war auch ein Vorschlag.

Die Arbeitseinheit 3 beschäftig-
te sich mit der Familie. Dieses 
Thema ergibt sich als logischer 
nächster Schritt aus dem Thema 
„Bevölkerungsentwicklung“. 

Die Impuls-Referate von Ex-
perten der Vereinigung der 
bayerischen Wirtschaft, von In-
dustrie- und Handelskammern, 
vom Deutschen Familienverband, 
Landesverband Bayern, und dem 
Familienbund der Katholiken in 
Bayern gaben einen Überblick 
über die finanzielle Situation der 
Familien in Bayern und über die 

Arbeitseinheit 3
Familie und Kinder

AE 3
PunkteWie wird Bayern eine kinderfreundlichere  

Gesellschaft?

mehr wirtschaftliche Anreize für Familien 309

Aufwertung der Erziehungs- und Familienarbeit 155

kinderfreundliche Umwelt 139

bessere Infrastruktur für Kinderbetreuung 105

Erziehung verbessern in der Schule und durch die  
Eltern 86

Stärkung der Jugendarbeit 70

Toleranz zwischen den Generationen fördern 39

Einführung von Schuluniformen 34

Betreuungsschlüssel ändern 
(mehr Betreuer für weniger Kinder, kleinere Klassen) 22

Elternbindung: wenn Kind geboren wird, geschulter Be-
suchsdienst in die Familien, von Anfang an 13

familienfreundliche Unternehmen fördern 13

Ehrenämter unterstützen, die Kinder und/oder Familien 
betreffen 11

Gesamtpunktzahl 996
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Verteilung der staatlichen  
Förderung auf Betreuung und 
direkte Familienförderung

Im Rahmen dieser Arbeitseinheit 
stimmten die Bürgergutachter ab, 
wie die staatliche Förderung auf 
einen Ausbau des Betreuungs-
angebots oder auf eine direkte 
Unterstützung der Familien ver-
teilt werden soll. Der Ausbau des 
Betreuungsangebots lag mit 339 
Punkten am Ende leicht vor der 
direkten Unterstützung der Fa-
milien mit 305 Punkten. Auffällig 
dabei war die sehr hohe Zahl von 
Münchner Bürgern, die einen 
Ausbau des Betreuungsangebots 
bevorzugen. In kleinerem Maß-
stab gilt dies auch für Erlangen. 
In Kronach und Freyung-Gra-
fenau bevorzugt hingegen eine 
deutliche Mehrheit die direkte 
Unterstützung von Familien. Es 
scheint also, dass in den größeren 
Städten das Betreuungsangebot, 
in ländlicheren Gebieten die di-
rekte Unterstützung der Familien 
mehr gewünscht wird.

AE 3: Familie und Kinder

Ausbau 
Betreuungsangebot

Unterstützung Familien

direkte Unter-
stützung der 

Familien

Ausbau des 
Betreuungs-
angebots
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Die Arbeitseinheit 4 vertiefte 
das Thema Bildung. Die Impuls-
Referate sollten den teilnehmen-
den Bürgerinnen und Bürgern 
vor allem die Struktur und die 
Möglichkeiten des bayerischen 
Bildungssystems vermitteln. So 
wurden die Bürgergutachter in 
die Lage versetzt, sinnvolle und 
konstruktive Vorschläge für wei-
tere Verbesserungen zu machen.
Die Impuls-Referate übernahmen 
Experten der Industrie- und Han-
delskammern, der Handwerks-
kammer und des Verbandes der 
bayerischen Metall- und Elektro-
industrie sowie Ministerialbeauf-
tragte für die Realschulen und die 
Gymnasien.

Verbesserungen für das  
bayerische Bildungswesen

Im Wesentlichen konzentrierten 
sich die Bürger auf vier Verbesse-
rungsvorschläge für das bayeri-
sche Bildungswesen: 

An erster Stelle kommen kleinere 
Klassen. Kompetentere und mo-
tiviertere Lehrer seien auch ein 
wichtiger Faktor. Dazu gehörten 
eine bessere und praxisorientierte 
Lehrerausbildung, regelmäßige 
Bewertungen und Qualitätsprü-
fungen. Des Weiteren sollten 
die Lehrpläne entschlackt und 
modernisiert werden (mehr 
Praxisbezug, verstärkte Vermitt-
lung von Grundkompetenzen in 
Deutsch und Mathematik etc.), 
und die Schüler müssten besser 
gefördert werden, indem man 
mehr auf ihre individuellen Stär-
ken eingeht.

Arbeitseinheit 4
Bildung

AE 4 a
PunkteWas wären aus Ihrer Sicht die wichtigsten  

Verbesserungen für das bayerische Bildungswesen?

kleinere Klassen 149

kompetentere und motiviertere Lehrer 120

Lehrpläne entschlacken und modernisieren 119

Schüler besser fördern 107

Ausbildung praxisorientiert gestalten 66

Ganztagsschulen einführen 50

bessere Ausstattung der Schulen 47

bessere Abstimmung der Länder untereinander,  
Zentralabitur 43

Schulsystem flexibler gestalten 39

spätere Aufgliederung im Schulsystem 23

Bildungswesen für alle kostenlos 23

Integration gezielter fördern 19

keine überstürzten Änderungen des Schulsystem ohne 
Feedback der Eltern 16

Bildungskosten senken oder abschaffen  
(Nachhilfe kostenlos, Studiengebühren) 15

qualitative Bildungseinrichtungen schon im Elementar-
bereich integriert ins Bildungssystem (kleine Kindergar-
tengruppen)

15

Ganztagsbetreuung bereits ab Grundschule 12

Kinder lernfähig werden lassen  
(Umfeld schaffen: genug Zeit zum Spielen  
– emotionale und soziale Reife als Grundlage)

11

vorschulische Bildung fördern,  
Kindergarten/Vorschule Pflicht 11

Imagearbeit für Hauptschüler 10

Gesamtpunktzahl 895
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Vierte Grundschulklasse und 
Übertritt auf weiterführende 
Schulen

Um den oft beklagten zu hohen 
Druck auf Kinder in der vierten 
Grundschulklasse zu mindern, 
plädieren vielen Bürgergutachter 
für einen späteren Übertritt in 
weiterführende Schulen. Viele 
fordern auch eine verbesserte 
Förderung von Lernschwachen 
und eine verbesserte Kooperation 
zwischen Schule und Eltern, vor 
allem eine bessere Kommunika-
tion. Speziell geht es hier um bes-
sere Information der Eltern über 
Alternativen zu Gymnasium oder 
Realschule und über die Möglich-
keiten des zweiten Bildungswegs. 
Nach dem Wunsch vieler Bürger-
gutachter soll das Schulsystem 
durchlässiger gestaltet sein.

In der ersten Aufgabe der 
Kleingruppen (4a) wurde all-
gemein nach den wichtigsten 
Verbesserungen gefragt, in der 
zweiten (4b) speziell nach der 
Reduzierung des Lerndrucks 
für die Kinder. Deshalb ergibt 
sich womöglich der Effekt, dass 
in 4a die spätere Aufgliederung 
des Schulsystems nur 23 Punkte 
bekommt, während in 4b diese 
Forderung ganz oben steht. Hier 
kann man durchaus eine unter-
schiedliche Prioritätensetzung 
der Bürgergutachter herauslesen. 
Im Gesamtzusammenhang ist der 
spätere Übertritt keine so wich-
tige Forderung, aber wenn es um 
die Reduzierung des Lerndrucks 
geht, ist das für die Teilnehmer 
ein wichtiger Lösungsvorschlag.

AE 4 b

PunkteVielfach wird ein starker Druck auf die Kinder in der 
vierten Klasse der Grundschule beklagt.  
Welche Lösungen halten Sie für geeignet?

späterer Übertritt in weiterführende Schulen 216

Förderung von Lernschwachen 179

Kooperation Schule/Eltern verbessern  
mit mehr Information 109

Schulsystem durchlässiger gestalten 101

Hauptschule aufwerten 87

kleinere Grundschulklassen 60

qualitativ bessere Beurteilungsmethoden für die Kinder 59

qualifiziertere Lehrer, die auf individuelle Probleme  
eingehen 36

frühere Förderung der Kinder im Vorschulalter 25

Freude am Lernen vermitteln und das Lernen lernen 19

mehr und ausreichend Sport zum Stress- und  
Aggressionsabbau 17

Gesamtschule einführen 16

regelmäßige Fortbildung der Lehrer in Sachen  
Motivation 16

mehr individuelle Lernangebote / Schwerpunktklassen 16

Ganztagsschule auch für die Grundschule, dadurch  
bessere Beurteilungsmöglichkeit der Schüler 15

Ausgleichsfächer stärken (z. B. Sport, Musik, Kunst,  
je nach Begabung – mehr Zeit) 14

Druck aus dem Elternhaus nehmen 13

Neigung des Kindes sollte im Vordergrund stehen 12

wieder von Anfang an Noten (1–6), da in 4. Klasse  
ohnehin so wichtig 11

zielgerichtete Vorbereitung auf den Übergang  
(z. B. Kurse in Fremdsprachen zum Reinschnuppern) 11

Gesamtpunktzahl 1032
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Zusätzlich zur Kleingruppenar-
beit gab es hier einen Einzelfrage-
bogen, den jeder Teilnehmer in-
dividuell ausfüllen konnte. Damit 
wurden Fragen der Schulpolitik 
vertieft.

Gegliedertes Schulwesen

Die Frage, ob Bayern grund-
sätzlich sein dreigegliedertes 
allgemeinbildendes Schulwesen 
(Hauptschule, Realschule, Gym-
nasium) beibehalten soll, beant-
wortete eine klare Mehrheit der 
Bürgergutachter mit ja oder im 
Wesentlichen ja. Rund ein Drittel 
sah allerdings Veränderungsbe-
darf, und ungefähr zehn Prozent 
lehnten dieses Schulsystem ab.

„G 8“ (achtjähriges Gymnasium)

Die Umstellung des Gymnasiums 
von neun auf acht Jahre („G8“) 
hält eine knappe Mehrheit der 
Teilnehmer für richtig oder im 
Wesentlichen richtig, über ein 
Drittel aber für nicht richtig oder 
eher nicht richtig.

Die Bürgergutachter wurden auch 
gefragt, welche Lösungsmöglich-
keiten sie für die Probleme des 
achtjährigen Gymnasiums sehen. 
Eine Kürzung des Stoffes hielten 
fast drei Viertel für gut geeignet 
oder eher geeignet, die anderen 
standen diesem Lösungsvorschlag 
skeptisch gegenüber oder lehnten 
ihn ab. Die Kürzung der Stunden 
fand nur ein knappes Viertel der 
Bürgergutachter geeignet oder 
eher geeignet, drei Viertel aber 
nicht geeignet oder weniger geeig-

net. Die Ganztagsschule als Kon-
sequenz aus dem achtjährigen 
Gymnasium befürworteten rund 
Dreiviertel der Teilnehmer, der 
Rest hielt sie für weniger geeignet 
oder nicht geeignet.

Der Fragebogen gab die Möglich-
keit, zusätzlich zum Ankreuzen 
von Antworten eigene Kommen-
tare anzufügen. Diese wurden zu-
sammengefasst zu den folgenden 
Tabellen.

Kommentare in den Einzelfragebögen zu AE 4
Nen-

nungen
Soll Bayern grundsätzlich sein dreigegliedertes allgemein-
bildendes Schulwesen beibehalten (aus Hauptschule, Real-
schule, Gymnasium)?

mehr Flexibilität und Durchlässigkeit schaffen 44

auch später in die höheren Schulen übertreten können 27

Zustand ist jetzt im Wesentlichen richtig 17

Gesamtschule mit Orientierungsstufe einführen 13

Hauptschule attraktiver machen 10

mehr individuelle Förderung 7

Gesamtzahl der Nennungen 118
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Kommentare in den Einzelfragebögen zu AE 4
Nen-

nungen
Ist die Umstellung des Gymnasiums von 9 auf 8 Jahre 
(„G8“) grundsätzlich richtig (auch im Vergleich zu ande-
ren deutschen und europäischen Ländern)?

Lehrpläne anpassen, straffen 40

Umstellung war planlos und zu kurzfristig 18

zu hoher Druck für die Schüler 18

Schulzeit war bisher zu lang 13

Umstellung war falsch 12

Umstellung auf G 8 war richtig 8

Gesamtzahl der Nennungen 99

Kommentare in den Einzelfragebögen zu AE 4
Nen-

nungen
Wie sehen Sie die folgenden Möglichkeiten zur Lösung 
der Probleme des 8-jährigen Gymnasiums: Stoffkürzung, 
Stundenkürzung, Ganztagsschule?

Stoffkürzung 24

Ganztagsschule setzt die Kinder zu stark unter Druck 
(nicht nur Erfahrungswelt Schule für die Kinder ermög-
lichen)

15

Ganztagsschule ist richtig 11

individuelle Betreuung verstärken 10

Einführung des G 8 ist richtig 7

zu G 9 zurückkehren 4

Gesamtzahl der Nennungen 118
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Arbeitseinheit 5
Arbeit und Wohlstand

Der zweite Tag der Bürgertagung 
startete mit der Arbeitseinheit 5 
zu Arbeit und Wohlstand. Viele 
kompetente Experten hatten sich 
bereit erklärt, den Bürgergut-
achtern wichtige Informationen 
zur Thematik zur Verfügung zu 
stellen. Die Referenten kamen 
von der Vereinigung der bayeri-
schen Wirtschaft, dem Deutschen 
Gewerkschaftsbund Bayern, den 
Industrie- und Handelskammern 
sowie dem Verband der bayeri-
schen Metall- und Elektroindus-
trie.

In der Arbeitseinheit 5 beschäf-
tigten sich die teilnehmenden 
Bürger mit zwei Fragestellungen: 
Die erste behandelte das Thema, 
wie in Bayern der (wirtschaftli-
che) Lebensstandard in Zukunft 
verbessert werden könnte. Im 
zweiten Teil der Arbeitseinheit 
sollten die Bürgergutachter der 
Bayerischen Staatsregierung Vor-
schläge machen, was diese tun 
soll, um die Perspektiven für alle 
zu verbessern.

Wovon werden wir in Bayern  
leben?

Die mit Abstand wichtigste 
Maßnahme für die Bürger ist die 
Förderung der Wirtschaft. Dazu 
sollen die Lohnnebenkosten ge-
senkt und allgemein Anreize zur 
Ansiedlung von Unternehmen 
geschaffen werden. Angeregt 
wurde auch eine Vereinfachung 
der Steuergesetze. Sehr wichtig ist 
den Bürgergutachtern die Förde-
rung des Mittelstands.

AE 5 a

PunkteWie werden wir in Bayern unseren (wirtschaftlichen) 
Lebensstandard künftig erhalten oder verbessern  
können?

Wirtschaft fördern 386

Bewusstsein für eine gerechte Gesellschaft 190

Bildung und Forschung stärken 169

Infrastruktur ausbauen 62

bessere pädagogische und psychologische Ausbildung der 
Lehrer 12

Qualifizierung sichern  qualitativ gute Schul- und 
Arbeitsausbildung 12

EU-Standards auf Steuersysteme und Vorschriften  
(Bürokratieabbau) 12

Abwanderung entgegenwirken (Mitarbeiter, Perspektiven 
für Ältere) 12

Förderung der Eigeninitiative 11

Förderung staatl. Wohnungsbau (Mietsenkung) 11

Studiengebühren nur für die, die die Regelstudienzeit 
überschreiten 11

Autorität der Lehrer stärken 11

projektbezogenes Lernen 10

Gemeinschaftsnetzwerk Bayerischer Wald 10

Gesamtpunktzahl 919
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Wohlstand für alle

Die Bürgergutachter wollen auch 
das Bewusstsein für eine gerechte 
Gesellschaft stärken. Das bein-
haltet gleiche tarifliche Randbe-
dingungen, zum Beispiel auch für 
Leiharbeiter, gleichen Lohn für 
gleiche Arbeit und die Gewinnbe-
teiligung der Arbeitnehmer.
Bedeutend ist für die Bürger die 
Stärkung von Bildung und For-
schung.

An die Bayerische Staatsregierung 
ergeht von den Bürgergutachtern 
die sehr klare Forderung, dass 
der Staat aktiv die wirtschaftliche 
Entwicklung fördern soll. Die 
Teilnehmer am Bürgergutachten 
erwähnen in diesem Zusammen-
hang den Abbau von Bürokratie 
und die Beschleunigung be-
hördlicher Genehmigungen, die 
Förderung von Pilotprojekten in 
strukturschwachen Regionen und 
die steuerliche Entlastung des 
Mittelstands.

AE 5: Arbeit und Wohlstand

AE 5 b

PunkteWas soll die bayerische Landespolitik tun, um  
angesichts der wirtschaftlichen Entwicklungen die  
Perspektiven für alle zu verbessern?

Staat soll aktiv wirtschaftliche Entwicklung fördern  
(Anreize schaffen, Existenzgründungen erleichtern,  
Infrastruktur ausbauen etc.)

477

Bildung und Ausbildung verbessern  
(auch in den Betrieben) 197

mehr soziale Gerechtigkeit schaffen 141

Forschung und Entwicklung intensivieren 59

mehr Kontrollen bei Inanspruchnahme von staatlichen 
Mitteln 18

Verantwortung der Industrie für Ausbildungsplätze 16

Stärkung der Gemeinschaft, Stärken junger und älterer 
Leute koordinieren 15

Vorsorge für die jetzige und künftige Generationen 13

Dezentralisierung der staatl. Einrichtungen 12

eigenes Energiepolitikkonzept entwickeln (alternative 
Energien – Atomenergie) 10

Rentenerhöhung gemäß Inflationsrate 10

Gesamtpunktzahl 968
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Arbeitseinheit 6
Stadt und Land

Die Landesentwicklung, die 
Chancen und das Verhältnis der 
Regionen in Bayern standen im 
Mittelpunkt dieser Arbeitsein-
heit. Insbesondere ging es um das 
Verhältnis von Stadt und Land. 

Die Referenten zu diesen Themen 
wurden gestellt vom Bayerischen 
Städtetag, den Industrie- und 
Handelskammern, der Vereini-
gung der bayerischen Wirtschaft 
und dem Bayerischen Bauern-
verband. Sie gaben den teilneh-
menden Bürgern einen Überblick 
über Grunddaten und Grund-
begriffe der Landesentwicklung, 
das Zusammenwirken von Stadt, 
Land und Metropolregionen und 
über die Nutzung von Chancen 
und Potenzialen, die sich aus 
kommenden Entwicklungen er-
geben.

Die Bürger möchten vor allem 
eine gute und preiswerte An-
bindung des ländlichen Raums 
an die nächste Stadt. Bahn und 
Bus sollten dabei aufeinander 
abgestimmt sein. Darüber hinaus 
müsse das Nahverkehrsnetzwerk 
im ländlichen Raum verstärkt 
werden. Beim Ausbau der Infra-
struktur im ländlichen Raum 
hätten aber stets die ökologischen 
Aspekte Berücksichtigung zu fin-
den. Insgesamt sollten die Infra-
struktur, die Verkehrswege und 
die Kommunikation verstärkt 
ausgebaut werden.

Die zweite große Forderung ist, 
den ländlichen Raum für Betriebe 
und Arbeitnehmer interessanter 
zu machen, unter anderem durch 

Ansiedlung von Unternehmen 
mit Zukunft oder durch eine 
gerechtere Verteilung von Sub-
ventionen. Die Erhöhung der Le-
bensqualität im ländlichen Raum 
(ärztliche Versorgung, Kultur 
usw.) ist den Bürgergutachtern 
ein weiteres großes Anliegen.

Die Stärken des ländlichen 
Raums sollten mehr genutzt wer-
den. Die Bürger denken dabei 
vor allem an den Tourismus. In 
diesem Bereich müsse die Wer-
bung verstärkt und die Förderung 
grundlegend intensiviert werden. 
Die Erholungsgebiete müssten 

AE 6

PunkteWas soll die Politik tun, damit sich das Verhältnis von 
Metropolen (Verdichtungsräumen) und ländlichen 
Räumen in Bayern richtig entwickelt?

Verbesserung der Infrastruktur (Verkehr, Information), 
Ökologie beachten 282

ländlichen Raum für Betriebe und Arbeitnehmer 
interessanter machen 202

Stärken des ländlichen Raums betonen und nutzen 
(z. B. Tourismus) 91

Bildung im ländlichen Raum fördern 58

Einführung der Pendlerpauschale 43

Erhaltung der Kulturlandschaft im ländlichen Raum 40

Förderung der Kooperation zwischen Stadt und Land 37

Gewerbesteuer im ländlichen Raum senken als Anreiz 31

ökologische Landwirtschaft mehr fördern 26

Entbürokratisierung 16

Startbedingungen der Jugend in allen Bereiche verbes-
sern 15

stärkere Vermarktung regionaler Produkte in der Region 14

grenzüberschreitende Clusterbildung 
(Zusammenarbeit mit angrenzenden Ländern) 14

LKW-Mautgebühren auch für Bundesstraßen 14

neue Gebietsreform durchführen 11

bezahlbarer Wohnraum 10

Behördenverlagerung in den ländlichen Raum 10

Gesamtpunktzahl 914
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dabei erhalten bleiben und der 
ländliche Raum umweltverträg-
lich genutzt werden. Die sei auch 
ein Pluspunkt für den Tourismus.
Die Bildung im ländlichen Raum 
müsste man in den Augen der 
Bürgergutachter vor allem durch 
die Errichtung von Ausbildungs-

zentren fördern. Ein weitgefä-
chertes Angebot von Schulen soll 
zur Talentförderung beitragen.

Speziell zu den Verdichtungsräu-
men und den Städten überhaupt 
haben die Bürger interessanter-
weise kaum etwas gesagt. Nur die 

Zusammenarbeit mit den länd-
lichen Räumen und bezahlbarer 
Wohnraum betreffen die Städte. 
Offensichtlich ist auch den „Städ-
tern“ der ländliche Raum wichtig.
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Arbeitseinheit 7
Umwelt und Energie

Umwelt und Energie waren das 
Thema der Arbeitseinheit 7. 
Dabei wurde die Umwelt im We-
sentlichen nur im Zusammen-
hang mit dem Thema Energie 
behandelt. Bei der Energie wurde 
der Schwerpunkt gelegt auf die 
zukünftige Energieversorgung, 
auf die möglichen und wirtschaft-
lich nutzbaren Energiequellen 
und deren ökologische Vor- und 
Nachteile.

Als Referenten standen unabhän-
gige Experten zur Verfügung, 
dazu Vertreter des Bundes Na-
turschutz in Bayern, der Indus-
trie- und Handelskammern und 
der Vereinigung der bayerischen 
Wirtschaft.

Umwelt

Die Bürgergutachter legen in der 
Umweltpolitik den Schwerpunkt 
auf die Energie: 445 Punkte, fast 
die Hälfte aller Punkte, unter-
stützt diese Empfehlungen. 
Das ist schon durch die Verbin-
dung von Umwelt und Energie zu 
einer Arbeitseinheit vorgeprägt, 
zusätzlich durch die Referenten, 
die genau über diesen Zusam-
menhang gesprochen haben. 
Doch auch der aus Bürgersicht 
zweitwichtigste umweltpolitische 
Bereich, der Verkehr, verbraucht 
Energie, wie auch weitere Um-
weltprobleme eng mit der Ener-
giefrage zusammenhängen. 

Damit die Energieerzeugung und 
-nutzung die Umwelt nicht mehr 
so belasten, sollen vor allem die 
Häuser energiebewusster gebaut 

AE 7 a
PunkteWelche umweltpolitischen Maßnahmen halten Sie für 

die wichtigsten für Bayerns Zukunft?

Energiefragen, darunter vor allem:
– energiesparende Maßnahmen an Häusern               123     	
   (Dämmung, neue Heizanlagen, Förderung)
– Einsatz erneuerbarer Energien (bis auf 100 %)          99
– Forschung (neue Energien, Energiesparen)                67
– dezentrale, unabhängige Versorgung                          38 
   aus heimischen Quellen

445 

Verkehr, darunter vor allem:
– Ausbau des Öffentlichen Verkehrs                             104   
   (insbesondere der  Schiene)
– umweltfreundlichere, sparsamere 
   Kraftfahrzeuge (sonst höhere Steuer)		           78
– Güterverkehr auf die Schiene			            52

258

Industrie stärker in die Verantwortung nehmen 
(umweltfreundlichere Produkte, Herstellung und  
Verpackung)

77

Sensibilisierung der Bevölkerung für Wasser- und  
Energiesparen, Erziehen zum umweltbewussten  
Verhalten

50

Hochwasserschutz (als Vorbereitung auf Folgen  
des Klimawandels), auf natürlichere Weise 21

ökologisches Gleichgewicht wieder herstellen 21

mehr Aufmerksamkeit für Wälder,  
besonders Mischwald 21

Trennung von Trink- und Brauchwasser 20

Forschung und Förderung von umweltfreundlichen Pro-
jekten (v. a. Energie, kleinere und mittlere Betriebe) 17

Fördermittel erhalten für weitere erneuerbare  
Technologien, Wärmeschutz usw. 16

Überdenken des gesamten Recycling-Systems 12

Naturschutz, Reduzierung des Landschaftsverbrauchs 10

Eindämmen und strengere Kontrolle von Emissionen 10

Gesamtpunktzahl 1025
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und umgerüstet werden. Dazu 
gehören Zuschüsse für besonders 
energiesparende und umwelt-
schonende Dämmung, Kessel-
tausch, Beleuchtung usw. bis hin 
zum Nullenergiehaus. Bessere 
Energie-Einsparung soll auch bei 
Altbauten gefordert werden.

Erneuerbare Energien bilden den 
zweiten Ansatzpunkt für die Um-
weltpolitik. Effiziente alternative 
Energien sollen genutzt werden. 
Ein Konzept mit festen Vorgaben 
bis hin zur vollständigen Versor-
gung daraus im Jahre 2040 soll 
erstellt und immer wieder über-
prüft werden. 

Dafür und für das Energiesparen 
braucht es aus Sicht vieler Bürger 
mehr Forschung. Von einigen 
wird hervorgehoben, dass die 
Energieversorgung regional und 
möglichst aus eigenen Quellen, 
damit unabhängig, organisiert 
werden soll. 

Die Umweltpolitik soll auch beim 
Verkehr ansetzen. Der Öffentliche 
Verkehr soll billiger sein als das 
Autofahren, der ländliche Raum 
mit ihm besser an die Zentren an-
gebunden und das Schienennetz 
ausgebaut werden.

Auch der Pkw soll umweltfreund-
licher werden, vor allem durch 
niedrigeren Kraftstoffverbrauch. 
Dieser sollte sich steuerlich nie-
derschlagen, als Vergünstigung, 
oder es sollen umgekehrt mehr 
Kraftstoff verbrauchende Autos 
belastet werden (bis hin zu einer 
„Luxussteuer“). 

AE 7: Umwelt und Energie

Nicht nur bei der Produktion 
ist die Industrie stärker in die 
Verantwortung zu nehmen; auch 
die Produkte selbst und deren 
Verpackung sollen umweltscho-
nender werden. Der Staat soll die 
Wirtschaft stärker verpflichten, 
aber auch ihr Bewusstsein für die 
Umwelt stärken.

Aufklärung, Erziehung und Sensi-
bilisierung für Umweltfragen sol-
len auch die ganze Bevölkerung 
betreffen, beginnend mit früher 
Erziehung zum umweltbewussten 
Verhalten. Die Belastung der Um-
welt durch Verschwendung soll 
den Menschen klar werden, damit 
sie Energie und Wasser sparen.
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Energie

Bayern wird auch in der Zukunft 
Energie brauchen. Woher und 
wie soll sie kommen? Sehr viele 
Bürger sehen in den erneuerbaren 
Energien die beste Möglichkeit, 
Bayern sicher zu versorgen. Sie 
sollen eingesetzt und gefördert 
werden. Man könnte dazu auch 
die Forschung über neue Energie-
quellen rechnen, dann ergäbe sich 
die Schwerpunktsetzung noch 
deutlicher. In der Tabelle wurde 
die Forschung jedoch getrennt 
aufgeführt. 

An der zweiten Stelle steht die 
Empfehlung, bestehende sichere 
Kernkraftwerke so lange laufen 
zu lassen, bis andere Energiequel-
len als Ersatz in entsprechendem 
Maße zur Verfügung stehen 
(wenige Bürger sprechen sich für 
einen Neubau von Kernkraftwer-
ken aus). Dann folgt die schon ge-
nannte Forschung: neue Energien 
sollen nutzbar gemacht werden.

Beim Verkehr kann Energie ein-
gespart werden, zum Beispiel, 
indem – wie schon in AE 7 a 
gefordert – Güter- und anderer 
Verkehr auf die Schiene verlagert 
wird. 

Die Bevölkerung soll, wie einige 
Bürger fordern, intensiv über 
Möglichkeiten zum Sparen und 
effizienteren Einsetzen der Ener-
gie aufgeklärt werden. Ökologie 
und Energiewissen könnten 
schon als Schulfach geboten wer-
den. 

Heimische Energiequellen werden 
als Grundlage für Unabhängig-
keit gesehen. Diese könnte sogar 
so weit gehen, dass jedes Haus 
Energie-autark wird. Die Energie 
könnte zum Beispiel aus heimi-
schen Rohstoffen stammen (diese 
Aussage könnte auch zum ersten 
Punkt, den erneuerbaren Energi-
en, gezählt werden).
Dazu passt die Empfehlung, mehr 
auf dezentrale oder regionale 
Energieerzeugung zu setzen. 
Damit könnte auch die Abwär-
me besser genutzt werden. (Die 
Kraft-Wärme-Kopplung ist noch 
als eigener Vorschlag aufgeführt; 
weiter unten folgt der Vorschlag, 
Kleinkraftwerke besonders zu 
fördern.) Viele Bürger wünschen 
offensichtlich nahe, kleine und 
damit von anderen Ländern und 
Regionen unabhängige Lösungen 
der Energieversorgung.

Für einen langsamen Ausstieg aus 
der Kernkraft sprechen sich eini-
ge Bürger aus, auch um damit die 
Entwicklung umweltfreundlicher 
Energien zu sichern. Energie ein-
sparen, wirksamer einsetzen und 
dazu die Kraft-Wärme-Kopplung 
(also die Herstellung von Strom 
und Wärme in einem Kraftwerk) 
zu nutzen sind weitere Vorschläge 
für Bayerns künftige Energiever-
sorgung.

AE 7: Umwelt und Energie
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AE 7 b
PunkteWie soll Bayerns Energieversorgung in der Zukunft  

gesichert werden?

Einsatz erneuerbarer Energien 227

Verlängerung der Laufzeit bestehender sicherer  
Kernkraftwerke 117

Forschung, um neue Energiequellen zu nutzen 70

Verkehr: Güterverkehr auf die Schiene, Ausbau des  
öffentlichen Verkehrs, Kraftfahrzeuge mit weniger  
Verbrauch entwickeln

68

intensive Aufklärung über Energiesparmaßnahmen und 
Umweltbelastung 67

noch bessere Energiegewinnung aus heimischen Quellen, 
Abhängigkeit vermeiden 64

dezentrale Strom- und Energieherstellung, regional (um 
auch Abwärme besser nutzen zu können) 55

langsamer Ausstieg aus der Kernenergie, kein Kernener-
gieimport 47

Energieeinsparung 41

allgemein effiziente Energienutzung,  
Wirkungsgrad erhöhen 33

verstärkte Nutzung der Kraft-Wärme-Kopplung 30

Trennung von Trink- und Brauchwasser 20

Förderung von Kleinkraftwerken, Abbau der Bürokratie 18

bessere Förderung – Energiesparhäuser 16

Genehmigung von Neubauten nur bei günstiger  
Energiebilanz 16

Energiemix: Verteilung auf alle Energieträger 16

langfristige, verlässliche Energiepolitik 10

Gesamtpunktzahl 982
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Arbeitseinheit 8
Offene Arbeitseinheit

Bei einem Bürgergutachten sind 
Themen und Fragen weitgehend 
vorgegeben, denn der Auftragge-
ber will ja zu einem bestimmten 
Anliegen von den Bürgern bera-
ten werden. Die Bürgergutachter 
konnten aber über die Vorgaben 
hinausgehen: In der achten Ar-
beitseinheit wurden zusätzliche 
Themen frei gewählt und bearbei-
tet. Die Kleingruppen bildeten 
sich hier ausnahmsweise nicht 
nach dem Zufallsverfahren, son-
dern nach dem Interesse der ein-
zelnen Teilnehmer. 

In den Teilprojekten wurden 
unterschiedliche Themen vor-
geschlagen und bearbeitet. In 
der Liste sind nur die Themen 
zunächst alphabetisch geordnet. 
Man erkennt, dass nur zu we-
nigen Themengebieten mehrere 
Kleingruppen gearbeitet haben: 
Einwandererproblem (2), Büro-
kratieabbau (2), Gesundheitswe-
sen (4), Politik (3), Sozialsysteme 
(3), Steuern und Abgaben (3) so-
wie Verkehr (4). 

Bepunktet wurden nur die Maß-
nahmenvorschläge. Der Text führt 
die wichtigsten auf, nach Punkt-
zahlen gereiht. Wenn man von 
den Maßnahmen-Punkten auf die 
Themen schließt (was keine di-
rekte Aussage der Bürger ist, son-
dern indirekt erschlossen), dann 
ergibt sich eine klare Rangliste 
auch der Themen: Dann steht 
das Thema Gesundheit deutlich 
an erster Stelle (mit 107 Punk-
ten). An der zweiten stehen dann 
schon Politik und Politiker (85). 
Der dritte Rang wird vom Thema 

Steuern und Abgaben besetzt (65). 
Es folgen auf Platz vier die Sozial-
systeme (mit dem Rentensystem), 
(61), auf Platz fünf der Verkehr 
(48), auf Platz sechs die Bildung 
(47), auf Platz sieben das Thema 
der staatlichen Subventionen (46), 
auf Platz acht die Ausländerfrage 
(43) und auf dem neunten Platz 
der Bürokratieabbau (41). Die 
Stärkung der kindlichen Seele 
(39) ist die zehnte und Wirtschaft 
und Politik (34) die elfte Position 
auf der Liste. Platz zwölf nehmen 
die Probleme dieser Region ein, 
womit speziell das Gebiet um 
Kronach gemeint ist (32).

Insgesamt wurden 1 057 Punkte 
abgegeben. Das bestätigt die Brei-
te der Themen und Vorschläge 
und zeigt, dass es keine klare 
„Mehrheit“ gibt, dass also kein 

einzelnes dieser zusätzlichen 
Themen allein weit im Vorder-
grund steht. Die Themen, die nur 
in einem oder zwei Teilprojekten 
vorgeschlagen wurden, konnten 
in den anderen auch nicht be-
punktet werden. Daher bietet die 
offene Arbeitseinheit keine Emp-
fehlung auf der Grundlage aller 
Teilnehmer (deshalb ist auch kei-
ne Tabelle abgedruckt wie bei den 
anderen Arbeitseinheiten). Im 
Verhältnis zueinander gibt es aber 
doch Themen, die vielen Bürgern 
wichtig sind. Dazu gehört die 
Politik selbst, also die Art und 
Weise, wie Politiker arbeiten und 
wie das Gemeinwesen organisiert 
ist; das zeigt, dass neue Instru-
mente – wie zum Beispiel dieses 
Bürgergutachten – wirklich not-
wendig sind.
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Maßnahmen
Die Liste der Maßnahmen ist 
lang: Insgesamt wurden 307 
Empfehlungen ausgesprochen zu 
den 55 Themenbereichen. Man-
che dieser Empfehlungen beste-
hen selbst wieder aus mehreren 
Ansatzpunkten. Wie oben schon 
erwähnt, wurden 1 057 Punkte 
auf die Maßnahmen abgegeben, 
im Durchschnitt kommen rech-
nerisch nur ungefähr dreieinhalb 
Punkte auf eine Aussage. Die Zu-
sammenfassung ist deshalb be-
sonders schwer. Hier werden nur 
Empfehlungen aufgeführt, die mit 
mehr als zehn Punkten versehen 
worden sind, als Beispiele aus der 
großen Fülle.

Gesundheit
Hier wurde am stärksten die 
Forderung „Medizin für alle“ ge-
wichtet (23 Punkte). Sie fasst zu-
sammen: keine Zwei-Klassen-Me-
dizin, die beste Medizin, nicht die 
günstigste, keine iGeL-Leistungen 
(individuelle Gesundheits-Leis-
tungen, die nicht von der Kran-
kenkasse bezahlt werden) und 
freie Arztwahl, was auch von an-
deren Gruppen genannt wurde. 

Politik, politische Kultur, Politiker
Eine Vielzahl von Maßnahmen 
(20 Aussagen) kann hier schwer 
verdichtet werden. An der Spitze 
stehen die Aussage „eine Pensi-
on statt Mehrfachpension“ und 
„allgemeine Vorbildrolle der Poli-
tiker“. Glaubwürdigkeit wird ge-
fordert; Verantwortung soll auch 
Konsequenzen haben. Mehrere 
Aussagen gehen in die Richtung, 
dass Politiker unabhängiger von 

Themenliste    
(alphabetisch; in Klammern: 
Punkte auf die dazugehörenden 
Maßnahmenvorschläge)

Ältere Mitbürger, Versorgung 
der Älteren (28)

Die Frau als Alleinerzieherin 
(15)

Keine Chance für qualifizierte 
Arbeitskräfte? (27)

Wie kann die Spaltung zwi-
schen Arm und Reich verhin-
dert werden? (16)

Ausländer als Problem?; Prob-
lem der Immigranten (43)

Was läuft falsch/richtig in Bay-
ern? Was machen andere Län-
der besser? (18)

Behindertengerechte Einrich-
tungen (14)

Bildung in Bayern (47)

Rolle des Bürgers in der heuti-
gen Gesellschaft (12)

Bürokratieabbau, Entbürokra-
tisierung  (41)

Datenschutz (5)

Das Ehrenamt (17)

Energie (9)

Zukunft Europa (24)

Unterstützung von Familien in 
schwierigen Situationen (13)

Staatlich bauliche Fehlent-
scheidungen (10)

Gesundheit (2 x); Gesund-
heitspolitik; Gesundheitsre-
form (107)

Jugendarbeit (18)

Stärkung der kindlichen Seele/
Psyche (39)

Kultur (14)

Einfluss der Medien auf Politik 
und Gesellschaft (17)

Mittelstand – wichtig für den 
ländlichen Raum (27)

Müll in der Landschaft (1)

Naturschutz (15)

Was erwarten wir von unseren 
Politikern und höheren Beam-
ten? politische Kultur; Politi-
ker/Diäten (85)

Polizei – Freund und Helfer (9)

Rauchverbot (15)

Probleme in dieser Region (32)

Soziale Sicherungssysteme; 
Sozialsysteme - wie weit? Ren-
te - von Brutto auf Netto (61)

Sport und Freizeit (12)

Steuern und Abgaben senken; 
Kann der Bürger finanziell ent-
lastet werden?; Steuersystem, 
das jeder kapiert (65)

Staatliche Subventionen (46)

Tourismus in Bayern (28)

Förderung von Vereinen und 
gemeinnützigen Einrichtungen 
(35)

Vereinsamung (2)

Verkehr; Verkehr, Lärm,  
Gesundheit; Fahrradfahren in 
der Stadt; Mautflüchtlinge  
und Problem des Transitver-
kehrs über das „kleine deut-
sche Eck“ (48)

Wirtschaft (8)

Wirtschaft und Politik (34)
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Lobbys und Fraktionszwang sein 
sollen.
 
Steuern und Abgaben
Hier gibt es einen klaren Ansatz: 
Das Steuersystem soll vor allem 
einfacher und für jeden verständ-
lich werden (44 von 65 Punk-
ten). Ansonsten werden ein paar 
Punkte genannt, wo Ausgaben 
gespart werden können, damit 
Steuern und Abgaben gesenkt 
werden können (etwa bei der 
Landesbank, Diätenerhöhungen 
für Abgeordnete und Bundes-
wehreinsätzen im Ausland)

Soziale Sicherungssysteme
Die Rente ist das wichtigste The-
ma innerhalb der Sozialsysteme 
(49 von 61 Punkten). Zum Aus-
gleich von Rentennachteilen wird 
die Abschaffung des Solidaritäts-
zuschlags auf die Einkommen-
steuer empfohlen (16 Punkte). 

Verkehr
Eine Autobahnmaut auch für 
Pkw, verrechnet mit der deut-
schen Kfz-Steuer, die Verlagerung 
von Verkehr auf die Schiene und 
bessere Fahrradwege wurden hier 
genannt.

Bildung
Die Lehrer sollen leistungsgerecht 
bezahlt werden, und das bisherige 
Buchungssystem für Kindergär-
ten soll abgeschafft werden. 

Staatliche Subventionen
Zur Aufbauhilfe Ost wird kri-
tisch angemerkt, dass auch im 
„Westen“ Geld benötigt wird (18). 
Zahlungen zur Entschädigung 

von Kriegsfolgen werden in Frage 
gestellt (15). Auch Subventionen 
für den Bergbau werden von 
manchen für nicht mehr nötig 
gehalten (11).

Ausländer als Problem?
Wichtigste Maßnahme ist hier, 
die deutsche Sprache zu lernen. 
Außerdem sollen – besonders 
in Kindergarten und Schule – 
ausländische und einheimische 
Kinder gemischt werden. Gegen 
Gefahren (durch Islamismus 
etwa) soll der Staat eingreifen. 
Ausländer werden aber auch als 
Chance für eine neue Sichtweise 
begriffen. 

Bürokratieabbau
Hier wird vor allem an weniger 
Vorschriften und Gesetze gedacht 
und an eine nachhaltigere Gesetz-
gebung.

Stärkung der kindlichen Seele
Das Kind ist kein Wirtschafts-
faktor; Werte sollen es prägen, 
es braucht Urvertrauen. Kinder 
werden auch gestärkt, wenn sie 
von Anfang an den Umgang mit 
Geld lernen: Sie sollen sparen und 
keine Schulden machen. Grund-
sätzlich haben Eltern und alle 
Miterzieher eine Vorbildfunktion.
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Arbeitseinheit 9
Innere Sicherheit und Bürgerrechte

In der Arbeitseinheit 9 ging es 
um Innere Sicherheit und Bür-
gerrechte. Die Impuls-Referate 
hielten Experten der Polizei. Sie 
informierten die Bürgergutach-
ter nicht nur über Probleme der 
Inneren Sicherheit und Ansätze 
für Lösungen, sondern leuchteten 
auch das Spannungsfeld zwischen 
innerer Sicherheit und anderen 
Bürgerrechten aus.

Innere Sicherheit

Wo und wie fühlen sich Bayerns 
Bürger unsicher, wie kann der 
Staat die Sicherheit seiner Bürger 
gewährleisten? Auf diese Fragen 
antworten die Bürger mit dem 
klaren Wunsch, die Polizei nahe 
und sichtbar zu haben: mehr Poli-
zeipräsenz, Kontaktbeamte, Strei-
fen auch zu Fuß, Polizisten, die 
am Ort wohnen („ideal: an jedem 
Ort sollte ein Polizist wohnen“), 
schnell und einfach erreichbare 
Polizeistellen.

Prävention, vor allem durch Er-
ziehung und Aufklärung und 
auch Überwachung, wird aus-
drücklich genannt und steht an 
der zweiten Rangstelle der Emp-
fehlungen. Zur Vorbeugung von 
Straftaten sehen die Bürger vor 
allem Jugend- und Sozialarbeit als 
geeignet an, auch in den Schulen 
könnte hier viel getan werden, 
zum Beispiel mit Gewaltaufklä-
rungsprogrammen. 

Aufklärung der Öffentlichkeit 
schließt sich hier fast nahtlos an; 
sie umfasst bessere Informationen 

über die reale Arbeit der Polizei, 
am besten durch Polizeibeamte 
selbst, aber auch über die Folgen 
von Alkohol und Drogen.

Die Bürger haben aber auch eine 
eigene Verantwortung für ihre 
Sicherheit. Sich selbst zu verteidi-
gen und auf gefährliche Situatio-
nen vorzubereiten, ist davon die 
eine Seite. Die andere ist Zivil-
courage und Mitverantwortung, 
„dass sich der Nachbar wieder für 
den Nachbarn interessiert“.

Schnelle Verfahren mit zügiger 
Verfolgung von Straftaten, kurzen 
Wegen und zeitnahen Sanktionen 
werden von einigen auch als Mit-
tel zu mehr Sicherheit gesehen. 
Ausländische Straftäter schnell 
abzuschieben, wird gefordert.  
Auf der Maßnahmenliste stehen 
außerdem eine Verstärkung der 
Zusammenarbeit von Bürgern 
und Polizei sowie grenzüber-
schreitend der Polizei, härtere 

Strafen, eine moderne Ausstat-
tung der Polizei und für diese 
eine ausreichende Personalstärke.

Insgesamt hat die Polizei für die 
Bürger einen hohen Stellenwert, 
nicht nur durch Präsenz, sondern 
auch durch Information, Aufklä-
rung und Einsatz im Schulunter-
richt kann sie vorbeugend wirken. 
Offensichtlich vertrauen die  
Bürger ihr in ihrer ganz überwie-
genden Mehrheit. Jedoch auch 
alle Bürger selbst, die Schulen, 
Sozial- und Jugendarbeiter kön-
nen zu mehr Sicherheit beitra-
gen. Erste Wahl ist Vorbeugung: 
Prävention soll die Sicherheit für 
Bayerns Bürger gewährleisten.
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AE 9 a

PunkteWelches sind aus Ihrer Sicht die wichtigsten Ansatz-
punkte zur Gewährleistung der Sicherheit der Bürgerin-
nen und Bürger in Bayern?

positive Präsenz (keine Angst erregend), Polizei vor Ort,  
schnelle Erreichbarkeit 185

rechtzeitige Vorbeugemaßnahmen, Entschärfung von  
Brennpunkten, Prävention an Schulen, Jugendarbeit 163

mehr Aufklärungsarbeit in den Schulen, 
über die Medien, positive Berichterstattung  
über die Arbeit der Polizei

101

eigenes Verhalten der Bürger, Zivilcourage,  
Mitverantwortung, Wachsamkeit 74

Verkürzung des Verfahrenswegs, zeitnahe Sanktionen  
bei kleinen Delikten 57

Vereinfachung der Abschiebung von ausländischen  
Straftätern 46

gute Zusammenarbeit von Polizei und Bürgern,  
internationale Zusammenarbeit stärken 44

härtere Strafen in gewissen Bereichen 43

souveräne Polizei: genug Polizisten, gut genug bezahlt,  
entsprechend ausgestattet 29

Kriminalitätsschwerpunkte verstärkt überwachen,  
mehr Kontrollen 25

für ausreichend Personalstärke der Polizei sorgen 23

mehr Opferschutz und Helferschutz 23

bestehendes Strafmaß überdenken und auf alle gleich 
anwenden 22

verstärkte Registrierung und Überwachung von  
Gewalt- und Sexualtätern 21

verstärkte Verfolgung der Computer-/Internetkriminali-
tät, Online-Überwachung ab mittleren Straftaten 18

Integration von Ausländern und Russlanddeutschen  
(z. B. Integrationskurse) 13

Bürgerschutz vor Datenschutz 11

mehr Spielraum für Polizei und Anwälte 11

Gesamtpunktzahl 1040
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Bürgerrechte: Grenzen  
staatlicher Eingriffe

Den Sicherheitsmaßnahmen ste-
hen die Ansprüche jedes Einzel-
nen auf Freiheit und Privatsphäre 
gegenüber – seine anderen Bür-
gerrechte (neben der Sicherheit, 
die auch ein Bürgerrecht ist). Die 
Bürgergutachter dachten darüber 
nach, wo Grenzen für staatliches 
Handeln gezogen werden sollten.

Diese Grenzen sollen zu allererst 
rechtlich streng und genau be-
stimmt sein; Eingriffe sollen nur 
mit richterlichem Beschluss mög-
lich sein, der gegebenenfalls sogar 
von mehreren Richtern gemein-
sam zu fällen ist. 

Eingriffe in die Privatsphäre 
sollen nur erfolgen, wo Gefahr 
droht, wo ein konkreter Verdacht 
vorliegt, also nur in außerge-
wöhnlichen oder Notfällen. 

Viele Bürger scheinen also nicht 
grundsätzlich gegen Überwa-
chung und Sicherheitsmaßnah-
men zu sein, aber sie setzen sehr 
hohe Hürden und wünschen 
strenge Regeln und Absicherun-
gen dafür. 

Zu diesen Regeln gehört auch, 
dass erfasste Daten nicht auf Dau-
er gespeichert werden, sondern 
wieder gelöscht werden. Bei der 
Online-Durchsuchung sollen Da-
ten nicht kopiert werden (sondern 
nur untersucht). Den Datenschutz 
allgemein betonen auch nicht 
wenige Bürgergutachter. So wenig 

AE 9: Innere Sicherheit und Bürgerrechte

AE 9 b
PunkteWo würden Sie Grenzen für staatliche Eingriffe durch 

zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen ziehen?

strenge Grenzen, richterlicher Beschluss nötig, 
ggfs. durch mehrere Richter, genaue Beschreibung,  
wo Privatsphäre beginnt

195

den Privatbereich nur in ganz außergewöhnlichen Fällen 
überwachen, keine Überwachung ohne konkreten  
Verdacht oder Gefahr

161

Schutz und Wahrung der Persönlichkeitsrechte,  
Privatsphäre wahren 88

Daten nach bestimmter Zeit löschen,  
eine ständige Datenspeicherung 63

keine Vervielfältigung von Daten bei Online- 
Durchsuchung, diese nur auf richterlichen Beschluss 59

Datenschutz (z. B. keine staatlichen „Trojaner“,  
Bankgeheimnis; wenn Überwachung: Dokumentation, 
Information an den Geprüften mit genauer Begründung)

56

keine flächendeckende Überwachung: so wenig wie 
möglich, Wahrung der Privatsphäre 50

ausreichender Schutz von Gesundheitsdaten 35

Aufrechterhaltung des Bankgeheimnisses 32

kein gläserner Bürger 27

keine Veröffentlichung von persönlichen Daten 27

Grenze der Zumutbarkeit der Überwachung  
bereits überschritten 26

Verhindern, dass sich bestimmte Personengruppen aus-
gegrenzt fühlen (Vorurteile aufgrund fremdländischen 
Aussehens dürfen nicht zu zusätzlichen Sicherheitsmaß-
nahmen führen)

23

bei der Grenzziehung die Missbrauchsgefahr nicht ganz 
außer acht lassen (Stalking, gläserner Mensch,  
Kontrollstaat)

18

technische Möglichkeiten nutzen, ohne das  
Individualrecht des Bürgers einzuschränken 18

keine Gesinnungsüberwachung 16

Tabelle wird auf der nächsten Seite fortgesetzt
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Fortsetzung der Tabelle zu AE 9 b

besserer Schutz der Privatsphäre bei unverdächtigen  
Personen, z. B. Veröffentlichungen und Medienberichte 15

keine generelle Videoüberwachung im privaten Bereich 13

Information des Bürgers über präventive Maßnahmen 
(Überwachung nicht geheim) 11

DNA-Kontrollen erlauben 10

Gesamtpunktzahl 1026

AE 9: Innere Sicherheit und Bürgerrechte

Überwachung wie möglich wird 
ganz allgemein empfohlen. Insbe-
sondere Gesundheits- und Bank-
daten sind nach Ansicht einiger 
Bürger zu schützen. 

Manche sorgen sich, dass priva-
te Daten veröffentlicht werden 
könnten, oder dass Menschen, die 
fremdländisch aussehen, allein 
deshalb zu Unrecht schärfer be-
obachtet und behandelt werden 
könnten. Zur Online-Untersu-
chung gibt es keine einheitliche 
Meinung, sie wird befürwortet 
und abgelehnt, aber in jedem Fall 
soll sie nur in engen Grenzen 
möglich sein.
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Arbeitseinheit 10
Gesellschaftlicher Zusammenhalt

Was die Menschen in Bayern zu-
sammenhält und wie wichtig das 
ist, war das Leitthema der Regie-
rungserklärung vom November 
2007, die Ministerpräsident  
Dr. Beckstein dem Landtag vor-
getragen hat. Auch die teilneh-
menden Bürger beschäftigten sich 
mit der Frage, was unsere Gesell-
schaft wirklich zusammenhält, 
über Fragen der Wirtschaft oder 
Politik hinaus. 

Es wurde deshalb über die Iden-
tität der Einwohner Bayerns 
gesprochen, über Tradition, 
Brauchtum, Herkunft und über 
Werte, die den Bürgern wichtig 
sind. Die Impuls-Referate wurden 
von Experten der verschiedensten 

Bereiche gehalten. Mit dabei wa-
ren der Bayerische Landesverein 
für Heimatpflege, die Arbeitsge-
meinschaft der Ausländerbeiräte 
Bayerns und die Landesarbeits-
gemeinschaft SELBSTHILFE. Die 
Referenten sollten nicht nur reine 
Information zum Thema liefern, 
sondern auch einen nicht gängi-
gen Blickwinkel auf das Thema 
ermöglichen.

Die Kleingruppen einigten sich 
auf die wichtigsten Herausforde-
rungen für den Zusammenhalt 
der Gesellschaft in Bayern. Dann 
gaben sie zu jeder Herausforde-
rung die ihrer Ansicht nach bes-
ten Maßnahmen an. 

Herausforderungen

Die größte Herausforderung ist 
offensichtlich die Integration aus-
ländischer Mitbürger und anderer 
Menschen mit Migrationshinter-
grund. Sie wurde am häufigsten 
genannt, und die dazu gehö-
renden Maßnahmen erhielten 
die meisten Punkte. Bestimmte 
Gesichtspunkte der „multikul-
turellen Gesellschaft“ wurden 
besonders genannt, nämlich die 
Gefahr einer Ghettobildung, die 
Integration von Einwandererkin-
dern oder -enkeln, und vor allem 
die Sprachprobleme. 

An zweiter Stelle steht die Inte-
gration allgemein, also die In-
tegration aller Gruppen in die 
Gesellschaft. Auch hier wurde 
die Ghettobildung als Heraus-
forderung bezeichnet, sie soll 
vermieden oder überwunden 
werden. Die Vielfalt soll – so ei-
nige Gruppen – erhalten werden, 
bedarf aber auch gegenseitiger 
Akzeptanz und Offenheit. Soziale 
Schichten aller Art sollen zusam-
mengeführt werden. 

Die dritte Gruppe von Heraus-
forderungen wird in der immer 
weiter sich öffnenden „Schere 
zwischen Arm und Reich“ gese-
hen. Die Mittelschicht sei gefähr-
det und gehe zurück, Armut lässt 
Menschen aus der Gesellschaft 
herausfallen.

Was den Zusammenhalt außer-
dem in Frage stellt, ist – so die 
vierthäufigste Aussage der Bür-
ger – ein Verfall der Werte. Zum 
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Beispiel fehle es an Zivilcourage, 
es gebe zu viel Egoismus und 
Profitdenken und zu wenig Mit-
einander.

Dass Menschen mit Behinderun-
gen nicht genügend in die Gesell-
schaft einbezogen werden, ist die 
fünfte Herausforderung, auf die 
reagiert werden sollte. Sie sollen 
respektiert und gleichbehandelt 
werden. Das gilt auch für Men-
schen mit Krankheiten.

Den sechsten Rang nimmt das 
Zusammenleben von Alt und 
Jung ein. Vom Generationenver-
trag über einen möglichen all-
gemeinen Konflikt zwischen Alt 
und Jung bis zur Ausgrenzung 
von Altersgruppen reichen die 
Herausforderungen, die die Bür-
ger sehen.

Einige Kleingruppen sehen die 
Erhaltung der bayerischen Spra-
che und Kultur, von Heimat und 
Brauchtum als Aufgabe an, die 
den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt bewahren oder stärken 
könnte. Weitere Herausforde-
rungen sind die Übernahme von 
Verantwortung im und für das 
Gemeinwesen, in Vereinen und 
Politik – was auf der anderen Sei-
te heißt, dass mehr Bürgerbeteili-
gung stattfinden sollte –, Fragen 
der Stadt- und Landschaftspla-
nung (bürgerfreundliche Pla-
nung) und eine immer schwerer 
zu planende Zukunft. 

Maßnahmen

Was soll und kann getan werden, 
damit die Menschen in Bayern 
nicht gegeneinander oder neben-
einander her leben, sondern in 
einem Gemeinwesen zusammen? 

Eine große Vielfalt und Fülle an 
Vorschlägen wurde gemacht. Sie 
lassen sich nur schwer zu Grup-
pen zusammenfassen. Obwohl 
manche Maßnahmen-Arten zu 
mehreren verschiedenen Heraus-
forderungen vorgeschlagen wor-
den sind, werden sie im Folgen-
den jeweils innerhalb der Themen 
zusammengefasst, zu denen sie 
gehören. Viele Kleingruppen ha-
ben Bündel und Mischungen von 
Maßnahmen eingebracht; dann 
lassen sich die Punkte natürlich 
nicht mehr einzelnen Maßnah-
men zuordnen und in der Folge 
können diese Maßnahmen nicht 
mehr zu verschiedenen Arten 
oder Gruppen zusammengefasst 
werden. Die Tabelle zeigt die 
Vielfalt und Breite der Empfeh-
lungen. 

Bildung und Aufklärung stehen 
an der Spitze der Maßnahmen-
vorschläge. Das gilt ganz beson-
ders für die Integration von Men-
schen mit anderem kulturellen 
Hintergrund. Sprachkenntnisse 
sind das wichtigste Ziel dieser 
Bildungsmaßnahmen, aber es 
werden auch Bildungsmaßnah-
men für die einheimische Bevöl-
kerung empfohlen. Zum Teil wird 
gefordert, dass für ausländische 
Mitbürger deutsche Sprachkur-
se zur Pflicht gemacht würden. 

Andererseits sollen etwa Lehrer 
an unseren Schulen die Sprachen 
ihrer Schüler lernen. Damit die 
Integration gelingt, wird häufig 
vorgeschlagen, ein gemeinsames 
Kindergartenjahr (mit entspre-
chender Sprachbildung) für alle 
Kinder einzuführen.

Auch bei der Integration allge-
mein sind Bildungsmaßnahmen 
das erste und wichtigste Mittel, 
wenn man von der Punktgewich-
tung ausgeht. Der höchstbepunk-
tete Einzelvorschlag (25 Punkte) 
hier ist übrigens ein gemeinsamer 
Religionsunterricht, bei dem die 
Gemeinsamkeit und Verbindung 
zwischen den Religionen betont 
wird. Mehr Gemeinschaftsaktio-
nen und Gemeinschaftseinrich-
tungen werden ebenfalls für nötig 
gehalten, zum Beispiel hat der 
„Umbau von öffentlichen Einrich-
tungen“ die höchste Einzelpunkt-
zahl der ganzen Arbeitseinheit 
erhalten (31). 

Eigeninitiative, einfach aufein-
ander zugehen, Interesse fürein-
ander entwickeln, auch darauf 
setzen einige Bürgergutachter 
bei der Integration – sowohl von 
Ausländern als auch allgemein.
Wenn man alle Maßnahmen zur 
Verbesserung des Zusammen-
halts in Bayern zusammenzählt, 
bei denen die Sprache als Inte-
grationsmaßnahme erwähnt 
wird, dann ergibt sich eine Sum-
me von 135 Punkten (davon 24 
ausdrücklich für die bayerische 
Sprache). 

AE 10: Gesellschaftlicher Zusammenhalt
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AE 10
Punkte 
(für Maß-
nahmen)

Worin sehen Sie die größten  
Herausforderungen für den  
Zusammenhalt der Gesellschaft 
in Bayern?

Geben Sie bitte zu jeder dieser Herausforderungen die 
beste Maßnahme an

Integration ausländischer 
Mitbürger

Bildung: verpflichtende Sprachkurse, Kindergarten-
pflicht, Integrationsprogramme usw. 102

keine Ghettobildung 18

Aufklärung, Umdenken 16

frühzeitige Integrationsmaßnahmen durch Kennenler-
nen 11

Kultur zulassen, unter Beachtung der deutschen Geset-
ze und Sprache 11

Gesamtpunktzahl 212

Integration aller und allgemein

Bildung: gemeinsamer Religionsunterricht mit Wert auf 
Gemeinschaft und Verbindung der verschiedenen Re-
ligionen, frühestmögliche Bewusstseinsbildung in den 
frühesten Einrichtungen, Kitas für jeden (zwingend, 
gemeinsam)

55

Umbau von öffentlichen Einrichtungen, Gemeinschafts-
einrichtungen und -veranstaltungen 40

Eigeninitiative, Verantwortung, Nachbarschaftshilfe 17

Förderung gemischten Wohnens 15

Stärkung der Vereine, Sport, Theater, Schuluniform 11

Gesamtpunktzahl 179

Schere Arm–Reich

Mittelschicht und Mittelstand stärken 41

mehr Gewicht für die soziale Stimme in der Politik, 
soziale Gerechtigkeit 33

leistungsgerechtere Bezahlung, bessere Berücksichti-
gung von Kindererziehungszeiten, Kaufkraft stärken 31

moralische Verantwortung der Reichen 13

Bildung (Verstärkung der handwerklichen 
Bildung in Hauptschulen, gleiche Bildungschancen) 13

Gesamtpunktzahl 141
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Werteverfall,  
fehlende Zivilcourage,  
Miteinander statt Gegeneinander

den Kindern Werte vermitteln 19

lebendige Beispiele, Soziales Jahr für alle 19

Bildungsaufgabe der Schulen, Stärkung der Ehrenämter 16

mehr positive Medienpräsenz 14

Gesamtpunktzahl 89

bessere Anerkennung und Inte-
gration behinderter Menschen

Verpflichtung zum kompletten Abbau von Hindernis-
sen (Mobilität), behindertengerechte Baumaßnahmen, 
Barrierefreiheit

31

keine Ausgrenzung in der Ausbildung, 
helfende Begleitung dabei 13

soziale und finanzielle Unterstützung 12

Gesamtpunktzahl 72

Generationenvertrag, 
Konflikt Alt–Jung

Sicherung der Renten,  
Anpassung des Gesundheitswesens 18

Gesamtpunktzahl 53

Förderung der Eigeninitiative 
und des bürgerschaftlichen  
Engagements

auf regionaler Ebene mehr Bürgerbeteiligung,  
Volksentscheide 18

steuerliche Befreiung und verstärkte Anerkennung des 
Ehrenamts 14

Aktionen, Treffen, Feste  
(„aber mit Türken und Russen“) 12

Gesamtpunktzahl 52

Erhalt der bayerischen Sprache 
und Kultur

mehr Rückhalt vom bayerischen Kultusministerium für 
bayerischen Sprachgebrauch an Schulen und Verwal-
tungen

24

Jugendarbeit, Dorfhäuser, Gemeindezentren 10

Gesamtpunktzahl 40

bürgerfreundliche Stadtentwick-
lung und Architektur – 
Erhaltung der Kulturlandschaft

Einbezug der Bürger in die Planung 14

Gesamtpunktzahl 22

Zukunft nicht mehr planbar langfristig politische Zuverlässigkeit und Kontinuität 
(Politik mit Vorbildcharakter) 15

Erhalt d. Gesellschaftsstrukturen gleiche Bildungschancen für alle 14

Chancengleichheit Vorurteile ablegen, Respekt beibringen (Erziehung) 13

Egoismus/Angst soziale Absicherung für alle gewährleisten, aber auch 
das denken: Was kann ich für die Allgemeinheit tun? 12

Gesamtpunktzahl auf Maßnahmenvorschläge 994



76 AE 10: Gesellschaftlicher Zusammenhalt

Die Schere zwischen Arm und 
Reich soll verkleinert werden, 
indem die Mittelschicht gestärkt 
wird, durch sozialere Politik (die 
unter anderem Arbeitsplätze 
schafft) und eine leistungsgerech-
tere Entlohnung.  

Dem Werteverfall soll begegnet 
werden durch gute Beispiele und 
andere Wertevermittlung in Er-
ziehung und Schule, durch För-
derung der Ehrenämter und auch 
mehr positive Medienpräsenz. 
Sehr verschiedene Wege sind hier 
vorgeschlagen worden. 

Behinderte Menschen besser zu 
integrieren, ist nach Ansicht von 
Bürgergutachtern vor allem durch 
Barrierefreiheit (also den kom-
pletten Abbau von Hindernissen) 
zu erreichen. Eine weitere Emp-
fehlung ist mehr Chancengleich-
heit im Bildungswesen, aber auch 
soziale und finanzielle Unterstüt-
zung gehören dazu.

Um den befürchteten Graben 
zwischen den Generationen nicht 
zu breit werden zu lassen, wird 
eine Überarbeitung des Generati-
onenvertrags in der Renten- und 
Krankenversicherung angeregt. 
Die weiteren Vorschläge lassen 
sich kaum auf einen Nenner brin-
gen; erwähnt werden mehrmals 
Mehrgenerationen-Wohnformen 
(wie auch bei der Stadtplanung 
und der Ausländerintegration das 
Zusammenwohnen immer wieder 
genannt wird).

Um bayerische Kultur und Spra-
che zu erhalten, werden Schulen 
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Menschen ihre Zukunft besser 
planen können; und gleiche Bil-
dungschancen für alle werden als 
Mittel gesehen, die Gesellschafts-
strukturen zu erhalten.

Leider lässt sich auch hier nur 
eine Zusammenfassung in der Ta-
belle wiedergeben. Eine Vielzahl 
von einzelnen Maßnahmen er-
gibt – wie schon dargestellt – ein 
sehr farbiges Bild und vielfältige 
Ansatzpunkte für mehr Mitein-
ander in Bayern. Erziehung zur 
Toleranz, Kontakt von klein auf 
bis ins hohe Alter zwischen allen 
Gruppen, ermöglicht durch eine 
gemeinsame Sprache, bei aller 
Vielfalt, mit sozialer Unterstüt-
zung und einem hohen Rang des 
Wertes Menschlichkeit: So lässt 
sich vielleicht diese breit angeleg-
te und breit ausgefüllte Arbeits-
einheit zusammenfassen. 

und die Verwaltung in die Pflicht 
genommen: Sie sollen auf die Di-
alekte Rücksicht nehmen. 

Damit die vielen Einzelnen ihren 
Staat gemeinsam gestalten kön-
nen und Politikverdrossenheit 
vermieden wird, soll es mehr re-
gionale Bürgerbeteiligung geben, 
eine bessere Unterstützung eh-
renamtlichen Einsatzes und mehr 
Treffen, wo sich die verschiede-
nen Einwohnergruppen wirklich 
treffen können – ein Teilnehmer 
sagte dazu: „aber mit Türken und 
Russen“, denn das übliche Volks-
fest genügt dazu nicht. Beteili-
gung der Bürger an der Planung 
ist auch der stärkste Vorschlag, 
der Landesentwicklung und Städ-
tebau betrifft. 

Eine langfristig angelegte, vor-
bildliche, verlässliche Politik soll 
es wieder ermöglichen, dass die 
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Arbeitseinheit 11
Staatsfinanzen

Die Arbeitseinheit 11 beschäftigte 
sich mit den Staatsausgaben und 
den Grundsätzen der Haushalts-
politik. Ein vom Bayerischen 
Staatsministerium der Finanzen 
vorbereiteter Vortrag zeigte neben 
der Ausgabenstruktur im Frei-
staat auch ausgewählte Beispiele 
für die Kosten verschiedener 
Maßnahmen. Dies vermittelte 
den Bürgern ein gewisses Hin-
tergrundwissen über den Staats-
haushalt, damit diese so ihre Vor-
stellungen auf den Prüfstand der 
Finanzierbarkeit stellen konnten.

Die Bürger sollten in dieser Ar-
beitseinheit nicht in den Klein-
gruppen, sondern individuell auf 
die Frage antworten, ob der Staat 
am Prinzip festhalten solle, dass 
nicht mehr ausgegeben werden 
darf als eingenommen wird. Je 
nach Antwort sollten Vorschläge 
gemacht werden, wo im Ernstfall 
gespart werden beziehungsweise 
für welche Zwecke diese Richtli-
nie nicht gelten solle. 

182 Teilnehmer bestätigten dieses 
Prinzip, während 29 sich dagegen 
aussprachen. Das ist ein Verhält-
nis von 86 zu 14 Prozent.

Zwei Drittel der Befürworter for-
derten vor allem Einsparungen 
bei Personalkosten und deren 
leistungsabhängige Gestaltung. 
Politikerdiäten und Beamtenpen-
sionen wurden ebenso in Frage 
gestellt wie das Beamtenprinzip. 
Großes Potential für Einsparun-
gen sahen die Bürger auch in 
einer Verschlankung des Staats-
apparates und einer Straffung 

der Staatsverwaltung durch die 
Zusammenlegung von Behörden, 
Gebietskörperschaften bis hin zu 
Landkreisen. In diesen Zusam-
menhang fällt auch die generelle 
Forderung nach Bürokratieabbau.
Ähnlich kritisch gesehen wurden 
Staatsausgaben, die von vielen als 
teure Prestigeobjekte empfunden 
wurden (Beispiel Transrapid) und 
die Ausgabe von Steuergeldern 
zur Bankenrettung (Beispiel Bay-
erische Landesbank). In diesen 
Bereich fiel auch die Forderung, 
Subventionen genauer zu hinter-
fragen und gezielter einzusetzen. 
Ebenso sollten Investitionen ge-
nauer geprüft werden, und den 
Berichten der Rechnungshöfe 
sollte mehr Beachtung geschenkt 
werden. 

Des Weiteren wurde empfohlen, 
Ausgaben im Zusammenhang mit 
Baumaßnahmen zu reduzieren. 
Die Notwendigkeit öffentlicher 
Bauprojekte solle gründlicher 
geprüft werden, und diese sollten 
dann, sofern möglich, multifunk-
tional genutzt werden. Die Not-
wendigkeit des weiteren Ausbaus 
des Straßen- und Autobahnnetzes 
wurde ebenfalls in Frage gestellt.
Etwa 10 Prozent der Befürworter 
des ausgeglichenen Haushalts 
forderten zudem die Abschaffung 
des Länderfinanzausgleichs.
Von nahezu allen Bürgern, die 
einen nicht ausgeglichenen Haus-
halt unter Umständen akzeptie-
ren würden, wurde Bildung als 
wichtigster Zweck genannt, für 
den eine Ausnahme gemacht wer-
den könnte. Ganz konkret wurde 
einige Male sogar auf die früh-

kindliche Bildung hingewiesen.
Forschung und Wissenschaft 
wurden ebenfalls genannt sowie 
der Bereich Energie/Umwelt und 
die damit zusammenhängende 
Entwicklung nachhaltiger Tech-
nologien. Ein weiterer Bereich, 
der bei einem Drittel dieser Grup-
pe Erwähnung fand, war Gesund-
heit und Soziales mit Hinweisen 
auf Krankenpflege, Integrations-
förderung und Jugendhilfe.

Am Prinzip 
festhalten

Ausnahmen 
machen

am Prinzip festhalten

Ausnahmen machen
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AE 11
Soll der Staat am Prinzip festhalten, dass nicht mehr ausgegeben werden darf  
als eingenommen wird?

Punkte

Ja 182

Nein 29

Gesamt 211

Wenn ja: Wo soll im Ernstfall vorrangig eingespart werden? Nennungen

Diäten und Pensionen 56

Vereinfachung von Verwaltung / Zusammenlegung von Behörden 41

Personalkosten 39

Subventionen 38

Bürokratieabbau 34

Einsparungen bei öffentlichen Baumaßnahmen 33

überflüssige Prestigeprojekte 24

Beamtenprinzip in Frage stellen 24

bessere Überlegungen und Kontrollen bei Ausgaben 23

Verschlankung des Staatsapparates 20

Länderfinanzausgleich 18

Straßenbau 17

Investitionen 17

Gesamtzahl der Nennungen 384

Wenn nein: Für welche Zwecke soll das Prinzip durchbrochen werden/nicht gelten? Nennungen

Bildung 25

Forschung und Wissenschaft 11

Gesundheit und Soziales 9

Entwicklung neuer Technologien/Umwelt 5

Gesamtzahl der Nennungen 50
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bepunktet. Schließlich machten 
sie zu diesen Maßnahmen Finan-
zierungsvorschläge. Damit haben 
sie der Staatsregierung ein kom-
plettes Paket geliefert, nicht nur 
einen Wunschkatalog.

Einführung

Die letzte Arbeitseinheit bildet 
die zusammenfassende und ab-
schließende Empfehlung für die 
Staatsregierung. In den drei Ta-
gen Arbeit vorher kann und soll 
man seine Meinung auch ändern. 
Man nimmt zu verschiedenen 
Themen Stellung, erfährt immer 
wieder Neues, sieht Themen in 
neuem Licht. In der letzten Ar-
beitseinheit werden die Schwer-
punkte gesetzt. Sie dient damit 
der Aufgabe des Politikers, ab-
zuwägen und zu bestimmen, auf 
welche Gebiete die Arbeit der Re-
gierung konzentriert wird. Dies 
nimmt den Themen-Ergebnissen 
in den vorhergehenden Arbeits-
einheiten aber nichts von ihrer 
Bedeutung, sondern fügt sie nur 
in einen Gesamtzusammenhang 
ein. 

Das Endergebnis besteht aus drei 
Teilen: Zuerst bestimmten die 
Bürgergutachter in Kleingruppen 
die beiden aus ihrer Sicht wich-
tigsten Handlungsfelder der Lan-
despolitik für die nächsten fünf 
bis zehn Jahre. Damit setzten sie 
Prioritäten. Schon welche Themen 
hier ausgewählt wurden, zeigt, 
was für Bayerns Zukunft von den 
Bürgergutachtern als besonders 
wichtig angesehen wird. Zusätz-
lich sind die von den Kleingrup-
pen vorgeschlagenen Handlungs-
felder noch bepunktet und damit 
gewichtet worden. Dann schlugen 
die Bürgergutachter die konkre-
ten und Beispiel-Maßnahmen vor, 
die für sie die besten und wich-
tigsten waren; auch diese wurden 

Arbeitseinheit 12: Endergebnis
Handlungsfelder und Maßnahmen für die  
bayerische Landespolitik der Zukunft

Handlungsfelder für die bayeri-
sche Landespolitik der Zukunft

Die Bürgergutachter haben einen 
relativ deutlichen Schwerpunkt 
gesetzt: Sie empfehlen der Staats-
regierung, sich in den nächsten 
Jahren vor allem um die Bildung 
zu kümmern. Von 978 Punkten 
wurden auf Bildung 384 gehäu-
felt. 28 von den insgesamt 41 
Kleingruppen haben sie zu einer 
der beiden höchsten Prioritä-
ten gezählt. Bemerkenswert ist 

vor allem der Abstand dieses 
Handlungsfeldes zum nächsten: 
Bildung wurde fast doppelt so 
stark gewichtet wie die nächste 
Priorität. 

AE 12 : Endergebnis
PunkteDie wichtigsten Felder (Themen) der  

bayerischen Politik der Zukunft

Bildung, Erziehung, Forschung 384

Arbeit, Wohlstand, Wirtschaft 209

Familie und Kinder 114

regionale Entwicklung und Förderung: ländliche  
Räume, Grenzland, bestimmte Räume 102

Umwelt und Energie 84

Sicherheit 23

gesunde Finanzpolitik, Schuldenabbau 18

mehr Demokratie 13

Gesundheit und Familie 10

Gesellschaft 8

Gesamtpunktzahl 978

Dieser zweite Schwerpunkt ist 
Arbeit – Wohlstand – Wirtschaft 
(mit insgesamt 209 Punkten). Da-
von fallen 39 Punkte ausdrück-
lich auf Arbeitsplätze.

Die Familie steht auf dem dritten 
Platz (130 Punkte). 

An vierter Stelle stehen Aufga-
ben in bestimmten Räumen (102 
Punkte), und zwar in ländlichen 
Räumen, und davon wieder 
besonders in grenznahen Räu-
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men. In Kronach wurden sogar 
ausdrücklich Probleme „unseres 
Raumes“ genannt, die von der 
Landespolitik bearbeitet werden 
müssten. Nur in drei der acht 
Teilprojekte wurden diese The-
men genannt: in Kronach, Do-
nau-Ries und Freyung-Grafenau, 
also in Gebieten, die offensicht-
lich besonderen Herausforderun-
gen gegenüberstehen. Dass 3 von 
8 Teilprojekten ein Handlungsfeld 
auf die insgesamt vierte Stelle 
bringen, zeigt das große Gewicht 
der raumbezogenen Themen.

Umwelt und Energie bilden zu-
sammen die fünfte Priorität (mit 
74 Punkten). Innerhalb des Um-
weltthemas dominiert – wegen 
der Aufgabenstellung – der As-
pekt der Energie, und umgekehrt, 
so dass diese Zusammenfassung 
wie in der Arbeitseinheit 7 von 
den Bürgern übernommen wor-
den ist.

Sicherheit (23 Punkte), gesunde 
Finanzpolitik und Schuldenabbau 
(18 Punkte), mehr Demokratie  
(13 Punkte), Gesundheit und 
Familie (10 Punkte) sowie Gesell-
schaft (8 Punkte) sind Hand-
lungsfelder, die von relativ we-
nigen Kleingruppen ausgewählt 
und mit relativ wenigen Punkten 
unterlegt worden sind; dennoch 
sollte berücksichtigt werden, dass 
diese Themen von den jeweiligen 
Kleingruppen zu den beiden aus 
ihrer Sicht wichtigsten gezählt 
worden sind. 
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Maßnahmen 

Die Bürgergutachter waren auf-
gefordert, zu jedem thematischen 
Schwerpunkt ein bis zwei modell-
hafte Maßnahmen zu entwickeln 
und vorzuschlagen. Diese Maß-
nahmen wurden getrennt von den 
Themen wiederum bepunktet; 
damit ergibt sich auch hier eine 
Reihenfolge danach, für wie wich-
tig oder geeignet die Bürger eine 
Maßnahme halten.

Maßnahmen für den  
Bildungsbereich

Zum Themenbereich „Bildung“ 
entfielen 75 Punkte auf die Ganz-
tagsschule oder Nachmittagsbe-
treuung. Einige Kleingruppen 
betonen dabei, dass dieses Ange-
bot offen und freiwillig sein soll. 
Als Vorteile stellen sie heraus, 
dass das Sozialverhalten verbes-
sert werden könne, die Schüle-
rinnen und Schüler individueller 
betreut werden könnten und das 
Leistungsniveau gesteigert wer-
den könne.

Mit den Kosten der Bildung für 
Schüler, Auszubildende und 
Eltern haben sich fünf Klein-
gruppen besonders beschäftigt. 
51 Punkte entfielen auf Maßnah-
men, die man so zusammenfassen 
kann: Die Bildung soll kostenlos 
sein, um Chancengerechtigkeit zu 
schaffen. Das geht bis zum Hoch-
schulstudium und umfasst teil-
weise sogar Nachhilfe-Angebote. 
Hier liegt eine Verknüpfung zur 
Ganztagsschule/Nachmittagsbe-

AE 12
Punkte

Maßnahmenvorschläge und -beispiele 

Bildung

Ganztagsschulen/-betreuung 75

kostenlose Bildung für alle 51

verpflichtendes Vorschuljahr für alle (schulvorbereitend) 38

bessere Lehreraus- und -fortbildung, Beurteilung 34

gezielte individuelle Diagnose von Begabungen und 
Schwächen, Förderung 34

praxis- und lebensnähere Inhalte, Projektarbeit,  
Stoffbeschränkung 31

Verkleinerung der Klassen und Gruppen 21

familienbegleitende Maßnahmen/gebundenes  
Kindergeld 17

späterer Übertritt auf weiterführende Schulen 12

mehr Ausbildungsplätze durch Stärkung des   
Mittelstandes 10

Gesamtpunktzahl für Maßnahmen im  
Bildungsbereich 390
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treuung nahe, die solche Angebo-
te machen könnte.

Sechs Kleingruppen haben die 
vorschulische Betreuung zu einer 
ihrer wichtigsten Maßnahmen 
erklärt. Mit 38 Punkten kommt 
dieser Maßnahmenbereich auf 
den dritten Platz innerhalb des 
Handlungsfelds „Bildung“. Bis 
auf 8 Punkte entfallen alle auf die 
Einführung einer Vorschul- oder 
Kindergartenpflicht von etwa 
einem Jahr für alle Kinder. 

Eine gezieltere und individuelle-
re Förderung der Kinder haben 
sechs Kleingruppen angeregt; sie 
haben dafür die Unterstützung 
von 34 Punkten erlangt. Sprach-
kurse, Praktika, Neigungsgrup-
pen, frühzeitige Erkennung von 
Begabungen und Problemen wer-
den als wünschenswert genannt.

Beim Lehrpersonal ansetzen 
möchten vier Kleingruppen. 
Ihre Maßnahmenempfehlungen 
erreichten ebenfalls 34 Punkte. 
Dazu gehören eine verbesserte 
pädagogische Vorbereitung und 
Fortbildung sowie leistungsge-
rechte Bezahlung und regelmä-
ßige Beurteilungen von Lehrern, 
Dozenten und Professoren. 
31 Punkte entfallen auf Forderun-
gen, die mit den Unterrichtsinhal-
ten zu tun haben. Zum Beispiel 
wird vorgeschlagen, dass in der 
Schule lebensnähere und prak-
tischere Inhalte gelehrt werden, 
dass mehr auf Grundfähigkeiten 
Wert gelegt und dafür der Stoff 
insgesamt beschränkt werde usw. 

Sieben Kleingruppen haben sol-
che Maßnahmen vorgeschlagen. 
Die Schule soll dazu auch besser 
mit der Wirtschaft zusammenar-
beiten. Aber auch die musischen 
Fächer werden erwähnt.

Der individuellen Förderung 
sollen kleinere Klassen und mehr 
Personal in den Schulen und 
Kinderbetreuungseinrichtungen 
dienen. 21 Punkte für diese Maß-
nahmen lassen darauf schließen, 
dass die Aussagen der Bevölke-
rungsvorausschau (die Schüler-
zahlen werden ohnehin bald ab-
nehmen) und zum Staatshaushalt 
(ein zusätzlicher Lehrer kostet im 
Durchschnitt pro Jahr ca. 50 000 
Euro) diese Empfehlung, die bei 
der Arbeitseinheit 4 noch eine 
größere Rolle gespielt hat, stark 
relativiert haben.

Mit 17 Punkten kommt eine 
zusammenfassende, abstrakte 
Maßnahmenempfehlung auf den 

nächsten Platz der Rangfolge, die 
weniger am staatlichen Bildungs-
wesen ansetzt als bei den Fami-
lien: „familienbegleitende Maß-
nahmen/gebundenes Kindergeld“.
 
Mit 12 Punkten relativ weit unten 
auf der Liste folgt die Maßnahme, 
den Übertritt von der Grund-
schule auf die weiterführenden 
Schulen zu verschieben. Dass der 
Mittelstand gefördert werden soll, 
damit mehr Ausbildungsplätze 
zur Verfügung stehen, wurde mit 
10 Punkten unterstützt. 

Weitere Maßnahmenvorschläge 
können der Tabelle entnommen 
werden. 390 Punkte insgesamt 
betonen auch die Maßnahmen 
zum Handlungsfeld Bildung ähn-
lich stark wie das Handlungsfeld 
selbst. Zudem sind für andere 
Handlungsfelder oft Bildungs-
maßnahmen vorgeschlagen 
worden. Bildung ist für viele der 
Schlüssel.
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Maßnahmen für Arbeit,  
Wirtschaft, Wohlstand

Zum Themenfeld Arbeit, Wirt-
schaft und Wohlstand verteilen 
sich die Maßnahmenempfeh-
lungen und die entsprechenden 
Punkte relativ breit. 

Den ersten Ansatzpunkt für mehr 
Arbeit und Wohlstand bilden 
kleinere und mittlere Betriebe, 
die gefördert werden sollen.  
37 Punkte entfallen darauf. 

Mit 32 Punkten wird empfohlen, 
die Forschung und Forschungs-
zusammenarbeit von Wirtschaft 
und Hochschulen zu fördern und 
zu entwickeln. Insbesondere neue 
Energiequellen werden hier ge-
nannt. 

Spezielle regionale Wirtschafts-
förderung liegt gleichauf mit 
ebenfalls 32 Punkten. Struktur-
schwache und Grenzregionen 
sind damit gemeint, für die es 
einen „Marshall-Plan“ geben soll, 
außerdem Behörden und Infra-
struktur. 

Eine Senkung der Lohnnebenkos-
ten liegt mit 23 Punkten auf dem 
vierten Rang der Wirtschafts-
maßnahmen, dicht gefolgt von 
der Forderung, gerechte Einkom-
men, gegebenenfalls Mindestlöh-
ne, zu sichern, die 18 Punkte auf 
sich vereinigen konnte. 

Die Attraktivität von Standorten 
im Allgemeinen zu verbessern, 
war den Bürgern 15 Punkte 
wert. Die Existenzgründungs-

Arbeit, Wohlstand, Wirtschaft

Mittelstand und kleine Firmen stärken 37

Forschung und Entwicklung (Zusammenarbeit  
Wirtschaft – Hochschulen) 32

„Marshall-Plan“ für die strukturschwachen  
Regionen Bayerns 32

Senkung der Lohnnebenkosten 23

Arbeit muss die Existenz sichern, gerechtes Einkommen, 
Mindestlohn 18

Standort-Attraktivität verbessern 15

bessere Förderung der Existenzgründung 13

Kosten für Lebenshaltung und Energie senken  
bzw. weiteren Preisanstieg verhindern 13

Gesamtpunktzahl für Arbeits-Maßnahmen 200

Familien und Kinder

Familienförderung, Familien stärken und schützen 38

Ausbildung- und Studienplätze, Chancengleichheit  
in der Bildung 14

Büros für neue Projekte, in denen die einzelnen  
Institutionen zusammenarbeiten 12

bevorzugte finanzielle Behandlung, Elterngeld 10

Gesamtpunktzahl für Familien-Maßnahmen 86



85AE 12: Maßnahmen für die bayerische Landespolitik der Zukunft

Förderung (auch hier bevorzugt 
kleiner und mittlerer Betriebe) 
erzielte 13 Punkte, ebenso viele 
wie der Wunsch, dass die Le-
benshaltungskosten nicht weiter 
steigen sollten. Aus- und Weiter-
bildungsförderung als Instrument 
der Wirtschaftsförderung kam 
noch auf 9 Punkte; diese Maß-
nahmen sind aber bereits in der 
ersten Priorität, der Bildung, aus-
führlich dargelegt und bepunktet. 
Weitere 14 Punkte entfallen ganz 
allgemein auf die Sicherung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen.

Insgesamt 199 Punkte haben die 
Maßnahmen für mehr Arbeit und 
Wohlstand auf sich vereinigt, et-
was weniger als auf dieses Hand-
lungsfeld Punkte entfallen sind.
 
Maßnahmen für Familien

Der dritte Handlungsschwer-
punkt, der der Staatsregierung 
für die nächsten fünf bis zehn 
Jahre ans Herz gelegt wird, ist die 
Familie. Die Maßnahmenemp-
fehlungen auf diesem Gebiet sind 
überwiegend grundsätzlicher Art: 
38 Punkte gewichten allgemein 
die Stärkung und Förderung 
der Familien (davon wurden 16 
Punkte für ein ganzes Maßnah-
menbündel abgegeben). Bildung 
als familienpolitische Maßnah-
me erreichte 14 Punkte, womit 
noch einmal unterstrichen wird, 
welchen Stellenwert die Bildungs-
politik haben sollte. In Weiden 
schlug eine Kleingruppe vor, die 
familienfördernden Maßnahmen 
in eigenen Kooperationsbüros 
zusammenzuführen (12 Punkte). 

Finanzielle Förderung erziel-
te 11 Punkte. Die gemeinsame 
und ganztägige Betreuung von 
Kindern ist ein weiterer Maß-
nahmenvorschlag, der mit 10 
Punkten versehen wurde. Weitere 
Empfehlungen betreffen die bes-
sere Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf und weitere Punkte, 
siehe Tabelle.
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Regionale Maßnahmen

Auf bestimmte Räume beziehen 
sich die folgenden Maßnahmen: 
auf die ländlichen Räume ins-
gesamt, auf Gegenden an der 
Grenze (vor allem am früheren 
„Eisernen Vorhang“) und auf 
strukturschwache Gebiete. 

Die erste und deutlich wichtigste 
Maßnahme ist der Ausbau der 
Infrastruktur (vor allem der Ver-
kehrswege), mit 49 Punkten.
Der nächstwichtige Punkt hat im 
Verhältnis dazu „nur“ 17 Punkte: 
eine stärkere Wirtschaftsförde-
rung in den Räumen, die eben 
nicht an der Autobahn liegen. 
Weitere Maßnahmen könnten 
sein: Eigenheimzulage, Pendler-
pauschale ab dem ersten Kilo-
meter, Unterstützung des Mit-
telstands, Dezentralisierung von 
Studiengängen, damit leerstehen-
de Gebäude genutzt und die Wege 
für Studierende verkürzt werden.

Maßnahmen für Umwelt  
und Energie

Wie schon in der Arbeitseinheit 7, 
so haben die Bürgergutachter 
auch hier beim Endergebnis 
„Umwelt und Energie“ als einen 
Themenkomplex in sich verknüpft 
betrachtet. 

Regionalförderung und -entwicklung

Erhaltung und Ausbau der Infrastruktur (Verkehrswege) 49

deutlich stärkere Wirtschaftsförderung als an den Ent-
wicklungsachsen 17

Eigenheimzulage, Altbausanierung, Wohnungsbau 13

Pendlerpauschale ab dem ersten Kilometer 13

Unterstützung des Mittelstandes 13

Bildung: Dezentralisierung von Studiengängen (Nutzung 
leerstehender öffentlicher Gebäude, Optimierung des 
ÖPNV* für Schüler)

10

Gesamtpunktzahl regionale Maßnahmen 124

Umwelt und Energie

Förderung der erneuerbaren Energien  
(Forschung, Entwicklung, Ausbau) 49

Kernenergie im Land erhalten, solange nicht  
durch erneuerbare Energie ersetzbar 19

Sensibilisierung der Bevölkerung für Energie-  
und Wassereinsparung 13

Gesamtpunktzahl Maßnahmen zu Umwelt und Energie 102

Weitere Maßnahmen

Gesellschaft: Zivilcourage, Respekt und Verständnis 21

gesunde Finanzpolitik/Schuldenabbau: Wirtschafts-
abwanderung ins benachbarte Ausland stoppen 19

Gesamtpunktzahl alle Maßnahmen 988

* Öffentlicher Personennahverkehr
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Ein kleinerer Teil der Bürgergut-
achter will die Bevölkerung auch 
noch darauf hinweisen, wie wich-
tig Wasser- und Energiesparen 
ist. Weitere Forderungen zielen 
auf mehr staatlich verordnete 
Pflichten zur umweltfreundlichen 
Produktion und einen allgemein 
sparsamen Umgang mit Ressour-
cen.

Bei den weiteren Handlungs-
feldern werden folgende Maß-
nahmen vorgeschlagen: Um die 
Sicherheit der Bürger zu gewähr-
leisten, wird (mit 24 Punkten) 
mehr Polizei gefordert, die auch 
mehr auf den Straßen erkennbar 

Sie haben einige Maßnahmen 
empfohlen, von denen die Förde-
rung erneuerbarer und umwelt-
schonender Energieformen mit 
49 Punkten deutlich an der Spitze 
steht. 

An zweiter Stelle mit deutlichem 
Abstand folgt die Empfehlung, 
laufende Kernkraftwerke länger 
zu nutzen (19 Punkte); ein Teil 
der Bürger hat dies aber aus-
drücklich mit der Einschränkung 
„solange nicht durch erneuerbare 
Energien ersetzbar“ und mit dem 
Hinweis auf sonst nötige Importe 
von Atomstrom verbunden. 

sein soll. Um die Staatsfinanzen 
gesunden zu lassen, soll verhin-
dert werden, dass Wirtschaftsein-
heiten ins Ausland abwandern. 
Die Gesellschaft soll verbessert 
werden, indem mehr Zivilcoura-
ge, Respekt und Verständnis ge-
fördert werden. Bürgerentscheide 
und mehr Transparenz sollen zu 
mehr Demokratie führen. Weitere 
Empfehlungen können den Tabel-
len entnommen werden. 

Im Anhang I sind alle Endergeb-
nisse aller Kleingruppen in der 
originalen Zusammenstellung und 
ungekürzt vollständig wiedergege-
ben.
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Wer soll das bezahlen?  
Finanzierungsvorschläge

Die Vorschläge, wie die Maßnah-
men finanziert werden könnten, 
weisen eine große Bandbreite auf. 
Je nach Handlungsfeld und Maß-
nahme unterscheiden sie sich. Sie 
wurden nicht bepunktet, und den 
Bürgergutachtern wurde auch 
versichert, dass ihre Empfehlun-
gen nicht an der Frage der Finan-
zierung gemessen werden sollen, 
denn dazu wären noch viele 
Arbeitseinheiten zu Finanzfragen 
nötig gewesen, weit über die (oh-
nehin eher informative) Arbeits-
einheit 11 hinaus. Daher wird 
hier keine systematische Auswer-
tung der Finanzierungsvorschläge 
geboten. Sie sind alle bei den je-
weiligen Maßnahmen im Anhang 
I (vollständige Endergebnisse) ab-
gedruckt. Dennoch soll versucht 
werden, ein paar Schlaglichter zu 
setzen, an welchen Punkten die 
Bürger ansetzen würden: 

Viele Maßnahmen kosten kaum 
Geld (etwa eine Veränderung 
der Lehrerbildung und der Stoff-
pläne für die Schulen), manche 
würden sogar (gleich oder später) 
zu Einsparungen führen oder 
nach einiger Zeit zu zusätzlichen 
Einnahmen. Einige Male wurde 
ehrenamtliche Arbeit als Mög-
lichkeit, ohne große Kosten etwas 
zustande zu bringen, genannt 
(„Schüler helfen Schülern – kost 
nix“). Auch die Verringerung von 
und Einsparung bei Verwaltung 
und politischen Institutionen 
und Stellen wird häufig als An-
satzpunkt eingebracht, sogar bis 
hin zu einer neuen Gebietsreform 

(Verringerung der Zahl der Land-
kreise). Vermiedene Fehlinvesti-
tionen (auch durch persönliche 
Verantwortung von Zuständigen) 
und des „Transrapid“ wurden 
auch mehrmals als mögliche Fi-
nanzierungsquellen genannt. Die 
Wirtschaft soll als Partner, be-
sonders für den Bildungsbereich, 
herangezogen werden – hier ist 
wohl teilweise weniger an Geld 
als an Vernetzung und Informati-
on gedacht. Häufig wird der Ab-
bau von Subventionen angeregt, 
damit bestimmte Maßnahmen 
bezahlt werden können, während 
von anderen oder an anderer Stel-
le Förderung durchaus angestrebt 
wird. Insgesamt ist deshalb mit 
neuen Prioritäten auch eine neue 
Schwerpunktsetzung bei den 
Förder- und anderen Haushalts-
mitteln anzustreben. Manche 
Kleingruppen würden auch die 
Sozialversicherungen heranziehen 
und dafür eine allgemeine Sozi-
alversicherungspflicht einführen. 
Ganz oft haben die Bürger mehre-
re Finanzierungsvorschläge oder 
ausdrücklich eine Mischfinan-
zierung erwogen. Einen beson-
ders interessanten Ansatz bilden 
Modelle, bei denen Leistungen 
des Staates später (teilweise und je 
nach Leistungsfähigkeit) zurück-
gezahlt werden, etwa nach Aus-
bildung oder nach der Unterstüt-
zung einer Existenzgründung.
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gefunden in Miltenberg
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Zusammenfassung
Persönliches Fazit

Diese Entscheidung hat ver-
mutlich auch dazu beigetragen, 
dass der Wunsch nach kleineren 
Schulklassen (in AE 4 noch an 
der Spitze) im Endergebnis dann 
keine so große Rolle mehr spielte: 
Das Geld ist nicht da, und die 
Klassen werden voraussichtlich 
in den nächsten Jahren ohnehin 
kleiner, weil die Schülerzahlen 
sinken – es gibt weniger Kinder, 
der „demographische Wandel“ 
macht sich dann bemerkbar. 

Hier zeigt sich, dass die gründli-
che Arbeit in einem Bürgergut-
achten wirklich zu immer neuen 
Schwerpunktsetzungen, zum 
Weiterdenken und zu Ument-
scheidungen führt, und dass die 
Bürgergutachter verantwortungs-
voll ihren Rat erteilen, auch auf 
eigene Wünsche verzichten. Das 
Bürgergutachten zeigt sich nicht 
als Wunschkatalog, sondern es 
besteht aus begründeten Empfeh-
lungen.

Das wirtschaftliche Wohlergehen 
kommt erst nach dem Wohler-
gehen der Kinder. Was zu Arbeit 
und Wohlstand einerseits und zur 
regionalen Entwicklung anderer-
seits gesagt worden ist, könnte 
weiter zusammengefasst werden; 
denn die regionale Entwicklung 
ist ganz überwiegend so zu ver-
stehen, dass ländliche und Grenz-
regionen wirtschaftlich besonders 
gefördert werden sollten. 

Wenn man dieser weiteren Ver-
dichtung folgt (Rang 1: Bildung 
und Kinder, Rang 2: Wirtschaft, 
auch regional), dann liegt auf 

setzen viele Bürger auf Bildung, 
damit Probleme vermieden oder 
gelöst werden, damit Bewusstsein 
und Wissen entstehen. Insbeson-
dere der Schule wird sehr viel zu-
getraut. Und schon in der ersten 
Arbeitseinheit stand die Bildung 
an erster Stelle der Zukunfts-
Herausforderungen. Es wird für 
diese lebensprägende Einrichtung 
schwierig werden, den Hoffnun-
gen und Ansprüchen gerecht zu 
werden.

Wenn man die Bildung mit dem 
Bereich „Familie und Kinder“ 
verbindet, dann wird noch deut-
licher, wie wichtig den Bürger-
gutachtern die Kinder und ihre 
Zukunft sind. 

Dabei lässt sich der Wunsch er-
kennen, dass allen Kindern eine 
gute Bildung zugänglich gemacht 
werden soll, um alle gleicherma-
ßen soll der Staat sich kümmern. 
In diese Richtung zielen die 
Ganztagsbetreuung, die Forde-
rung nach kostenloser Bildung 
für alle und einem verpflichten-
den gemeinsamen Vorschuljahr 
sowie nach besserer individueller 
Förderung im Endergebnis. Man 
könnte sagen, dass bei der Bil-
dung Chancengleichheit gefordert 
wird. 

Den kommenden Generationen 
dient beispielsweise auch die klare 
Entscheidung einer sehr großen 
Mehrheit (86 Prozent der Stim-
men), dem Staat zu empfehlen, 
nicht mehr Geld auszugeben als 
er einnimmt.

Die Landespolitik der nächsten 
Jahre – das ist im Grunde alles. 
Angesichts der Breite und Be-
deutung des Themas, also des 
Auftrags an die Bürgergutachter, 
hätten wir ein so deutliches End-
ergebnis nicht erwartet: Bildung 
steht ganz klar an der ersten 
Stelle der Liste, die die Bürger der 
Staatsregierung aufgeschrieben 
haben. 

Manchmal werden wir gefragt: 
Kommt denn da etwas Neues her-
aus? Man könnte sagen, Bildung 
sei ja ohnehin schon eine Priorität 
der bayerischen Politik, und viele 
andere Aussagen habe man so 
oder ähnlich schon oft gelesen. 
Das mag sein. Auch ein Bürger-
gutachten löst nicht alle Probleme 
auf einen Schlag und kommt 
nicht mit der Wunderlösung oder 
völlig überraschenden Schwer-
punkten daher.

Das Neue ist, dass man zum 
ersten Mal überhaupt erfährt, 
was Bürgerinnen und Bürger 
aus allen Gruppen des Volkes 
wollen und empfehlen, wenn sie 
sich informiert haben und sich 
ausgetauscht, miteinander nach 
Lösungen gesucht haben. Man 
weiß vorher eben nicht, was den 
Bürgern wie wichtig ist, im Ver-
gleich so vieler Themen, Ideen 
und Möglichkeiten.

Das Neue ist also, dass die Bil-
dung so deutlich den ersten Rang 
in der künftigen Politik einneh-
men sollte. Auch bei vielen ande-
ren Themen, von der Umwelt, der 
Energiepolitik bis zur Sicherheit, 
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Rang 3 mit deutlichem Abstand 
der Bereich Umwelt und Energie.
Es ist überraschend, mit welchem 
Abstand der Punktzahlen die 
weiteren wichtigen Handlungsfel-
der für die Landespolitik folgen: 
Sicherheit, Finanzen, Demokratie. 
Wir interpretieren das so, dass 
die Bürgergutachter diese Fel-
der nicht für unwichtig halten, 
sondern hier zurzeit und in der 
Zukunft nicht so große Probleme 
sehen; vielleicht sehen sie Bayern 
hier auch schon auf dem richtigen 
Weg. 

Gelegentlich wird auch kritisiert, 
es kämen nur „allgemeine Aus-
sagen“ heraus. In diesem Fall, 
bei diesem Bürgergutachten, ist 
das Absicht, und es geht auch gar 
nicht anders. Auch Regierungs-
programme und Gesetze enthal-
ten allgemeine Aussagen. Das 
ist das Wesen der Politik, und 
umso mehr ist es das Wesen der 
„Richtlinien der Politik“, um die 
sich der Ministerpräsident und 
die Staatskanzlei kraft Verfas-
sungsauftrag zu kümmern haben. 
Es geht ja gerade um Grund-
sätzliches, und das ist immer in 
gewissem Sinne abstrakt und 
allgemein.

Jede einzelne Empfehlung, die die 
Bürger ausgesprochen haben, ist 
von ihnen bedacht und mindes-
tens von einer Kleingruppe nach 
Information und Diskussion ent-
wickelt und ausgewählt worden. 
Da sind abstrakte und konkrete 
Aussagen dabei. Leider können in 
diesem Bürgergutachten nur die 
Ergebnisse der letzten Arbeits-

einheit, des Endergebnisses, voll-
ständig abgedruckt werden (im 
Anhang I). 

Wenn also die ganz grobe, holz-
schnittartige Zusammenfassung 
des Bürgergutachtens lautet: 
„Bildung – Arbeit – Umwelt und 
Energie“, dann ist das nicht das 
ganze Bild der differenzierten, 
vielseitigen und auch von Mensch 
zu Mensch unterschiedlichen gut-
achterlichen Empfehlungen, die 
von ganz normalen Bürgerinnen 
und Bürgern aus allen bayeri-
schen Bezirken der Staatsregie-
rung vor- und ans Herz gelegt 
werden. 

Ihr wünschen sie und wir eine 
gute Hand bei der schwierigen 
Gestaltung der Landespolitik.

Gesellschaft für Bürgergutachten

Hilmar Sturm,  
Christian Weilmeier 
und alle Mitarbeiter

Zusammenfassung
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